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1 Einleitung

1  Vgl. § 1 absatz 2 Satz 2 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG).

Der Gesetzgeber hat mit der Überarbeitung der 
Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) im April 2017 
den Betrieb von unbemannten Fluggeräten neu 
geregelt und dabei den Behörden und Organisa-
tionen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) auch im 
Bevölkerungsschutz umfangreiche Freiheiten 
eingeräumt.

Die geänderte Rechtslage stellt einen besonde-
ren Vertrauensbeweis an die BOS dar, da diese 
weitgehend von den Regelungen für die private 
und gewerbliche Nutzung ausgenommen sind. 
Die Rechtslage erfordert jedoch einen verant-
wortungsvollen Umgang beim Betrieb der un-
bemannten Fluggeräte unter besonderer Be-
rücksichtigung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung.

Um einen standardisierten und sicheren Betrieb 
von unbemannten Fluggeräten durch oder unter 
Aufsicht von BOS zu gewährleisten, wurden auf 
Initiative des Bundesministeriums des Innern, für 
Bau und Heimat (BMI) unter Federführung des 
Bundesamts für Bevölkerungsschutz und Kata-
stro phen hilfe (BBK) die vorliegenden Empfehlun-
gen für Gemeinsame Regelungen erarbeitet.

Durch die Anwendung der vorliegenden Regelun-
gen soll gewährleistet werden, dass Einsatzpla-
nung, Betrieb und Nachbereitung, Aus- und Fort-
bildung sowie Übung durch BOS oder in deren 
Auftrag organisationsübergreifend nach gleichen 
Mindeststandards erfolgen und insbesondere der 
Flugsicherheit Rechnung getragen wird.

Bei der Nutzung der unbemannten Fluggeräte 
durch oder im Auftrag von BOS ist stets auf Zu-
rückhaltung und Verhältnismäßigkeit zu achten 
und dies insbesondere bei Aus- und Fortbildung 
zu berücksichtigen.

Unbemannte Fluggeräte einschließlich ihrer 
Kontrollstation, die nicht zu Zwecken des Sports 
oder der Freizeitgestaltung betrieben werden, sind 
unbemannte Luftfahrtsysteme1. Da im zivilen 

Bereich weitere unterschiedliche Begrifflichkei-
ten wie Multicopter, UAS, UAV, RPAS, aber auch 
Drohnen etc. verwendet werden, haben sich 
die Behörden und Organisationen, welche die 
vorliegenden „Empfehlungen für Gemeinsame 
Regelungen zum Einsatz von Drohnen im Bevöl-
kerungsschutz“ entwickelt haben, für den fliegen-
den Teil eines unbemannten Luftfahrtsystems 
auf den im deutschen Sprachgebrauch gängigen 
Begriff „Drohne“ verständigt. Dieser Begriff wird 
im Folgenden verwendet.

Die Regelungen sollen zwei Jahre nach Inkrafttre-
ten evaluiert werden.

Funktionsbezeichnungen gelten für alle Einsatz-
kräfte jeglichen Geschlechts. Zur Erleichterung 
der Lesbarkeit wird das generische Maskulinum 
verwendet.
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2 Einsatzbereiche

Drohnen können durch ihre unterschiedliche 
Bauart und Größe verschiedenste Aufgaben über-
nehmen und in sehr unterschiedlichen Einsatz- 
und Krisenlagen eingesetzt werden. Die Fluggerä-
te können z. B.:

• mit Sensoren ausgerüstet werden,
• Lasten tragen oder
• als Kommunikationsmittel dienen.

Die Einsatzbereiche sind vielfältig und deshalb 
nicht abschließend aufzuzählen. Gängige Ein-
satzmöglichkeiten sind die Unterstützung unter 
anderem bei der:

• Lagefeststellung,
• Lagedarstellung und Dokumentation,
• Detektion von (versteckten) Wärmequellen/

Glutnestern,
• Suche/Ortung von Menschen/Tieren oder
• Detektion von Gefahrstoffen und Strahlen-

quellen.

Für welchen Einsatzbereich das Gerät infrage 
kommt, legt die jeweilige Organisation anhand 
der spezifischen technischen Fähigkeiten der vor-
handenen Drohnen fest.
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3 Rechtliche Rahmenbedingungen

2  aIP: aeronautical Information Publication.
3  ICaO: International Civil aviation Organization, dt.: Internationale Zivilluftfahrtorganisation.
4  Vgl. Erwägungsgrund nr. 26 der Verordnung (Eu) nr. 2018/1139.
5  Vgl. artikel 2 absatz 3 Buchstabe a) der Verordnung (Eu) nr. 2018/1139.
6  Vgl. artikel 2 absatz 3 Satz 2 der Verordnung (Eu) nr. 2018/1139.
7  Siehe auszug aus der Luftverkehrs-Ordnung, abschnitt 5a „Betrieb von unbemannten Luftfahrtsystemen und Flugmodellen“ in anhang 9.
8  Vgl. § 21b absatz 2 der Luftverkehrs-Ordnung.
9  Vgl. BR-Drs. 39/17 vom 18. Januar 2017.

3.1 Luftrecht

Für den Betrieb von Drohnen gelten nationale, 
europäische und internationale luftrechtliche 
Vorschriften. Darüber hinaus können amtliche 
Bekanntmachungen wie die Nachrichten für 
Luftfahrer (NfL), Notice(s) to Airmen (NOTAMs), 
das Luftfahrthandbuch AIP2 sowie ICAO-Karten3 
von Bedeutung sein.

Seit dem 11.09.2018 ist die Europäische Union 
für den Erlass EU-weit geltender Regelungen 
der unbemannten Luftfahrt für alle Gewichts-
klassen4 zuständig. Der Vollzug obliegt nach wie 
vor ausschließlich den nationalen Behörden. Die 
erforderlichen Durchführungsverordnungen zur 
Regelung der unbemannten Luftfahrt sollen vor-
aussichtlich im Lauf des Jahres 2019 von der EU in 
Kraft gesetzt werden. Allerdings gilt das EU-Recht 
nicht für Luftfahrzeuge, wenn sie für Tätigkeiten 
oder Dienste für das Militär, den Zoll, die Polizei, 
Such- und Rettungsdienste, die Brandbekämp-
fung, die Grenzkontrolle und Küstenwache oder 
ähnliche Tätigkeiten und Dienste eingesetzt 
werden5. Der Erlass von Vorschriften hierfür liegt 
auch künftig in nationaler Verantwortung.

Die Mitgliedsstaaten müssen hierbei allerdings 
sicherstellen, dass die Sicherheitsziele des EU-
Rechts eingehalten werden6. Dem wird durch die 
„Empfehlungen für Gemeinsame Regelungen zum 
Einsatz von Drohnen im Bevölkerungsschutz“ 
nach jetzigem Kenntnisstand Rechnung getragen.

Soweit erforderlich, werden die vorliegenden 
Regelungen deshalb mit Inkrafttreten der Durch-
führungsverordnungen überarbeitet.

3.1.1 Sonderregelungen für BOS

In Abschnitt 5a der Luftverkehrs-Ordnung (Luft-
VO) sind Sonderregelungen für BOS definiert7. 
Diese Privilegien gelten für Einsatz- sowie Ausbil-
dungs- und Übungszwecke.

Ähnlich wie in der Straßenverkehrs-Ordnung 
gilt, dass „Sonderrechte“ nur unter gebührender 
Berücksichtigung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung ausgeübt werden dürfen. Insofern 
sind Zurückhaltung und Verhältnismäßigkeit bei 
der Handhabung – speziell bei Ausbildungs- und 
Übungszwecken – geboten.

3.1.1.1  Befreiung von der Erlaubnispflicht und 
vom Kenntnisnachweis

Behörden sind gemäß § 21a Absatz 2 S. 1 Nr. 1 
der Luftverkehrs-Ordnung vom Kenntnisnach-
weis für den Betrieb von Drohnen sowie von der 
Erlaubnispflicht für den Betrieb von Drohnen bis 
25 kg Startmasse ausdrücklich befreit, sofern der 
Einsatz zur Erfüllung ihrer Aufgaben stattfindet. 
Für den Betrieb von Drohnen über 25 kg muss 
eine Ausnahmegenehmigung bei der zuständigen 
Luftfahrtbehörde beantragt werden8.

Gleiches gilt gemäß § 21a Absatz 2 S. 1 Nr. 2 der 
Luftverkehrs-Ordnung für Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben in Zusammenhang mit Not- 
und Unglücksfällen und Katastrophen.

BOS können Drohnen auch präventiv zur Ver-
meidung von oder Vorbereitung auf Unglücks-
fälle oder Katastrophen einsetzen, um bei deren 
tatsächlichem Eintritt schneller und effektiver 
handeln zu können. Hierzu zählen auch Einsätze 
zur Lageerkundung bei Großveranstaltungen9. 
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Der Einsatz von Drohnen erfolgt grundsätzlich 
zum Zwecke der Gefahrenabwehr einschließlich 
vorbeugender und nachbereitender Maßnahmen.

3.1.1.2 Befreiung von den Betriebsverboten
BOS sind von den in § 21b Absatz 1 der Luftver-
kehrs-Ordnung genannten Betriebsverboten10 
ausgenommen. Dies gilt auch für Einsätze unter 
deren Aufsicht (vgl. Kapitel 3.1.1.3).

Für Einsätze, welche die genannten Befreiungen 
in Anspruch nehmen, sind die besonderen Risiken 
zu berücksichtigen und diesen mit technischen 
oder organisatorischen Vorkehrungen zu begeg-
nen (vgl. Kapitel 4 und Kapitel 5). Für Ausbildung 
und Übung ist nur mit gebotener Zurückhaltung 
von der Befreiung von den Betriebsverboten Ge-
brauch zu machen11.

3.1.1.3 Betrieb unter Aufsicht
Der beschriebene privilegierte Betrieb von Droh-
nen kann auch unter Aufsicht von BOS erfolgen. 
Hiermit werden die Fälle erfasst, in denen die BOS 
nicht über eigene Geräte verfügen, sondern sich 
diese durch Dritte zur Verfügung stellen lassen 
oder diese beauftragen. In diesen Fällen beauf-
sichtigen sie den Einsatz und tragen die Verant-
wortung12.

3.1.1.4 Sonstige Zwecke
Für ausschließliche Öffentlichkeits- und Medien-
arbeit sowie gewerbliche Beauftragungen können 
die Sonderregelungen der Luftverkehrs-Ordnung 
nicht in Anspruch genommen werden, sondern es 
gelten die allgemeinen Regeln für die private und 
gewerbliche Nutzung.

3.1.2 Weitere luftrechtliche Regelungen

Neben den Sonderregelungen der Luftver-
kehrs-Ordnung sind für den Betrieb von Drohnen 
durch oder unter Aufsicht von BOS nachfolgende 
luftrechtliche Regelungen zu beachten13:

10  Z. B. Betrieb über menschenansammlungen gemäß § 21b absatz 1 Satz 1 nummer 1 der Luftverkehrs-Ordnung.
11  Zur Veranschaulichung siehe Grafik „Luftraum“ in anhang 6.
12  Vgl. BR-Drs. 39/17 vom 18. Januar 2017.
13  Zur Veranschaulichung siehe Grafiken „Luftraum“ und „Geräte“ in anhang 6 und 7.
14  Vgl. § 4 der Luftverkehrs-Ordnung.
15  Vgl. § 19 absatz 3 der Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung (LuftVZO).
16  Durchführungsverordnung (Eu) nr. 923/2012 zur Festlegung gemeinsamer Luftverkehrsregeln und Betriebsvorschriften für Dienste und Verfah-

ren der Flugsicherung (kurz engl.: Standardised European Rules of the air, SERa).

3.1.2.1  Körperliche und geistige Eignung des 
Steuerers

Drohnen dürfen nur von Personen geführt wer-
den, die hierfür körperlich und geistig geeignet 
sind14.

3.1.2.2 Kennzeichnungspflicht
Für alle Drohnen mit einer Startmasse von mehr 
als 0,25 kg besteht Kennzeichnungspflicht.15

Der Eigentümer einer Drohne muss vor dem erst-
maligen Betrieb an sichtbarer Stelle den Namen 
und die Anschrift in dauerhafter und feuerfester 
Beschriftung an dem Fluggerät anbringen.

3.1.2.3 Flugvorbereitung
Vor Beginn eines Fluges hat sich der Steuerer ei-
ner Drohne mit allen verfügbaren Informationen, 
die für den beabsichtigten Flugbetrieb von Bedeu-
tung sind, vertraut zu machen.

Zur Orientierung über den Umfang der Pflichten 
im Rahmen der Flugvorbereitung dient die Vor-
schrift SERA.2010 der Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 923/201216.

3.1.2.4  Betrieb an und in der Nähe von Flug-
plätzen

Beim Betrieb an oder in der Nähe von Flugplätzen 
sind folgende Maßgaben zu beachten:

Der Betrieb für BOS ist in einer Entfernung von 
weniger als 1,5 Kilometern von der Begrenzung 
von Flugplätzen erlaubnisfrei. Zur Risikominimie-
rung soll jedoch in jedem Fall der Betrieb mit der 
zuständigen Luftaufsichtsstelle, der Flugleitung 
bzw. dem Betreiber des Flugplatzes abgestimmt 
werden.

Vor dem Betrieb auf Flugplätzen ohne Kontroll-
zone muss die Zustimmung der Luftaufsichtsstel-
le oder der Flugleitung (in der Regel der „Tower“ 
des jeweiligen Flugplatzes) eingeholt werden.
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Vor dem Betrieb auf Flugplätzen mit Kontrollzone 
muss bei der zuständigen Flug ver kehrs kon troll-
stelle („Flugsicherung“) eine Flug ver kehrs kon-
troll frei gabe eingeholt werden17.

Weitere Bestimmungen für den Betrieb an Flug-
plätzen mit Kontrollzonen sind in entsprechen-
den NfL veröffentlicht.

3.1.2.5  Betrieb bei Nacht
Der Betrieb von Drohnen bei Nacht sollte aus 
Gründen der Flugsicherheit18 nur durchgeführt 
werden, wenn:

a) der Steuerer jederzeit die Position und die 
Fluglage des Fluggerätes erkennen kann und

b) das Fluggerät ausreichend für eine Erkenn-
barkeit durch die bemannte Luftfahrt gekenn-
zeichnet ist und

c) eine Beleuchtung vorhanden ist, welche die 
Erkennbarkeit der Position des Fluggerätes für 
den Steuerer und andere Luftverkehrsteilneh-
mer ermöglicht. Bei Ausfall der Beleuchtung 
ist der Flugbetrieb unverzüglich einzustellen 
bzw. das vorab festgelegte Notfallverfahren 
einzuleiten.

An kontrollierten Flugplätzen gelten Mindest- 
Sichtwetterbedingungen für Flugsicht und Ab-
stand von Wolken19.

3.1.2.6  Betrieb außerhalb der Sichtweite 
BOS dürfen Drohnen auch außerhalb der Sicht-
weite betreiben. Jeglicher Betrieb außerhalb der 
Sichtweite bedarf jedoch einer äußerst sorgfälti-
gen Bewertung der bestehenden Risiken.

3.1.2.7  Ausweichregeln
Steuerer von Drohnen haben dafür Sorge zu 
tragen, dass diese bemannten Luftfahrzeugen und 
unbemannten Freiballonen ausweichen20 (→ Ka-
pitel 5.3.3).

17  Welche Stelle zuständig ist, kann in der Bekanntmachung des BmVI vom 12.07.2018 im Banz aT vom 25.07.2018 in Erfahrung gebracht werden.
18  sowie auf Grundlage der Gemeinsamen Grundsätze des Bundes und der Länder (nfL 1-1163-17).
19  Vgl. VO 923/2012 SERa 5001.
20  Vgl. § 21f der Luftverkehrs-Ordnung.
21  Vgl. § 13 der Luftverkehrs-Ordnung.
22  Bisher gibt es hierzu keine eindeutige Gesetzeslage. Die o. g. Regelung wurde mit BmVI abgestimmt.
23  Vgl. §§ 76, 78 der Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung.
24  Vgl. § 62 des Luftverkehrsgesetzes.

3.1.2.8 Abwurf von Einsatzmitteln
Der Abwurf von Gegenständen oder sonstigen 
Stoffen (auch Rettungs- oder Einsatzmitteln) aus 
oder von Drohnen ist untersagt. Die zuständige 
Landesluftfahrtbehörde kann hiervon Ausnah-
men genehmigen21.

Ein Vorgang, bei dem es zu einer Landung der 
Drohne und gleichzeitigem zielgerichteten 
Absetzen einer Last unmittelbar auf dem Boden 
kommt, ist dagegen zulässig22, da hierbei Gefahren 
am Boden ohnehin berücksichtigt werden.

3.1.2.9 Transport von gefährlichen Gütern
BOS dürfen mit Drohnen auch bestimmte gefähr-
liche Güter transportieren. Dabei unterliegen sie 
aber der Erlaubnispflicht gemäß § 27 des Luft-
verkehrsgesetzes. Die Erlaubnis ist beim Luft-
fahrt-Bundesamt einzuholen23.

Auf die entsprechende Ausbildung des betroffe-
nen Personals im Umgang mit Gefahrgut wird 
hingewiesen.

3.1.2.10  Unfälle beim Betrieb von Drohnen
Unfälle beim Betrieb von Drohnen, bei denen 
eine Person tödlich oder schwer verletzt wurde, 
oder bei schwerem Sachschaden, insbesondere 
unter Beteiligung bemannter Luftfahrzeuge, sind 
vom Drohnensteuerer bzw. von der zuständigen 
Einsatzleitung an die Bundesstelle für Flugunfall-
untersuchung und die Einsatzzentrale der Polizei 
zu melden.

3.1.2.11  Lufträume
BOS müssen im Rahmen der Flugvorbereitung 
einsatzbezogen zwingend die lateralen und grö-
ßenmäßigen Ausdehnungen, insbesondere der 
Gebiete mit Flugbeschränkungen (ED-R) sowie 
der anderen Lufträume, mit ihren Beschrän-
kungen bzw. Verpflichtungen kennen24. Einen 
Überblick über die Flugbeschränkungsgebiete 
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im deutschen Luftraum bieten die amtlichen 
Luftfahrtkarten (ICAO-Karten) und das Luftfahrt-
handbuch Deutschland (AIP).

ED-R sind meist durchgängig aktiv, können aber 
auch nur zu gewissen Zeiten wirksam bzw. aktiv 
sein. Der Durchflug durch ED-R im Einsatzfall 
muss beim Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung 
(BAF) allgemein und bei der zuständigen Stelle 
(z. B. Flugverkehrskontrollstelle) im Einzelfall 
beantragt werden25.

Der Durchflug durch Gefahrengebiete (ED-D) ist 
grundsätzlich nicht beschränkt oder erlaubnis-
pflichtig. Gleichwohl gilt für Drohnensteuerer die 
dringende Empfehlung, diese Gefahrengebiete zu 
meiden oder den Durchflug zuvor mit der Flug-
sicherung zu koordinieren.

BOS dürfen Drohnen in Luftsperrgebieten (ED-P) 
nicht betreiben.

Beim Betrieb von Drohnen innerhalb einer Zone 
mit Funkkommunikationspflicht (Radio Mandato-
ry Zone, RMZ26) ist das Ein- und Ausfliegen bei der 
Luftaufsicht oder Flugleitung an- bzw. abzumelden.

3.1.3  Naturschutz, Bundeswasser- und 
 Fernstraßen sowie Bahnanlagen

Beim Überflug von Naturschutzgebieten und/
oder Bundeswasserstraßen sollten, zumindest 
bei Ausbildungen und Übungen, die zuständigen 
Stellen informiert werden. Desgleichen sollten die 
zuständigen Stellen beim Überflug von Bahnanla-
gen und Bundesfernstraßen informiert werden.

Einsatz- und gebietsbezogen sind generelle Ab-
sprachen zu empfehlen.

25  Vgl. § 17 absatz 2 der Luftverkehrs-Ordnung, 
Verfahrensinformationen zum Durchflug ED-R finden sich auf der Webseite des BaF unter https://www.baf.bund.de/DE/Themen/Luftraum_
Flugverfahren_Recht/Flugbeschraenkungsgebiete_uaS/Flugbeschraenkungsgebiete_uaS_node.html, (abgerufen am 20.12.2018).

26  Z. B. Wilhelmshaven.
27  und zwar nach § 37 absatz 1 Buchstabe a) des Luftverkehrsgesetzes.
28  Ordnungswidrig im Sinne des § 58 absatz 1 nr. 10 des Luftverkehrsgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig die Bestätigung über die Haft-

pflichtversicherung beim Betrieb des Luftfahrzeugs nicht mitführt, § 108 absatz 1 nummer 5 Buchstabe e) der Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung.
29  Bei Gruppenversicherungen kann der Versicherungsnehmer mit Ermächtigung des Versicherers die Bestätigung/den nachweis selbst ausstellen 

(§ 106 absatz 1 Satz 3 der Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung).

3.2 Haftung

Der Halter haftet im Rahmen der Gefährdungs-
haftung nach § 33 des Luftverkehrsgesetzes für 
alle durch die Drohne verursachten Schäden an 
Personen oder Sachen auch ohne eigenes Ver-
schulden27.

Gemäß § 43 Absatz 2 des Luftverkehrsgesetzes ist 
der Halter der Drohne haftpflichtversicherungs-
pflichtig. Bund und Länder sind als „Selbstver-
sicherer“ hiervon ausgenommen. Der Versiche-
rungsnachweis ist immer mitzuführen28 (vgl. § 106 
Absatz 2 der Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung)29.

Jedoch kann, insbesondere bei Missbrauch, auch 
noch eine Haftung des Steuerers und des Auf-
sichtsführenden nach den allgemeinen gesetzli-
chen Vorschriften bestehen.

Mit der Übernahme der Aufsicht durch BOS wird 
auch die entsprechende Haftung übernommen. 
Beim Betrieb unter Aufsicht sollte daher sicher-
gestellt sein, dass die aufsichtsführende Person 
umfassende Kenntnisse der hier vorliegenden 
Gemeinsamen Regelungen hat.

Bei Beauftragung Dritter unter Aufsicht von BOS 
können Amtshaftungsansprüche in Betracht 
kommen.

3.3 Datenschutz

Das Anfertigen von Bild- und Videoaufnahmen 
beim Einsatz von Drohnen für Einsatzzwecke von 
BOS ist zulässig.

Die erhobenen Daten dürfen für einsatztaktische 
Entscheidungen, für die Planung und Durchfüh-
rung von Aus- und Fortbildungsmaßnahmen 
einschließlich Übungen verarbeitet werden. Die 
Maßnahmen dürfen auch durchgeführt werden, 

https://www.baf.bund.de/DE/Themen/Luftraum_Flugverfahren_Recht/Flugbeschraenkungsgebiete_UAS/Flugbeschraenkungsgebiete_UAS_node.html
https://www.baf.bund.de/DE/Themen/Luftraum_Flugverfahren_Recht/Flugbeschraenkungsgebiete_UAS/Flugbeschraenkungsgebiete_UAS_node.html
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wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. Die 
Daten, die für die Aufgabenerfüllung nicht mehr 
benötigt werden, sind zu löschen. Der Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz ist zu beachten. Der Schutz 
von Leben, Gesundheit oder Freiheit von sich 
am Einsatzort befindlichen Personen gilt als ein 
besonders wichtiges Interesse30.

Bei Ausbildungs- und Übungszwecken sind 
schutzwürdige Interessen der erfassten Perso-
nen höher zu beurteilen als im Einsatzfall und 
es ist ein höherer Maßstab an die Rücksichtnah-
me auf die Betroffenen anzulegen. Dem ist z. B. 
durch Unkenntlichmachung mittels Verpixelung 
Rechnung zu tragen. Die von der Datenerfassung 
betroffenen Personen sollten nach Möglichkeit 
informiert werden31.

Der Umstand der Datenerfassung sowie Name 
und Kontaktdaten der Verantwortlichen sollten 
nach Möglichkeit durch geeignete Maßnahmen 
wie Hinweisschilder frühestmöglich erkennbar 
gemacht werden.

Die Regelungen zum Recht am eigenen Bild und 
zum allgemeinen Persönlichkeitsrecht gelten 
unabhängig von den datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen.

3.4  Amtshilfe oder sonstige 
 Unterstützung Dritter

Diese Gemeinsamen Regelungen gelten auch für 
Flüge, die im Rahmen der Amtshilfe oder sonsti-
ger Unterstützung für andere Behörden, Organi-
sationen oder Einrichtungen des Bundes, der Län-
der oder der Kommunen durchgeführt werden.

30  Vgl. Erwägungsgrund 45,46 der Verordnung (Eu) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung) in Verbindung mit artikel 6 absatz 1 Buchstabe d) 
und e) der Verordnung (Eu) 2016/679 in Verbindung mit § 4 absatz 1 Satz 1 nummer 1 des Bundesdatenschutzgesetzes (neu).

31  Vgl. artikel 13 der Verordnung (Eu) 2016/679.
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4 Risikomanagement

32  Vgl. Kapitel 5.1, der Begriff „Drohneneinheit“ wird hier allgemein verwendet, ohne Festlegung auf eine bestimmte taktische Größe.
33  Vgl. nfL 1-1163-17 vom 27.10.2017.

Der Einsatz von Drohnen ist grundsätzlich risiko-
behaftet. Sowohl am Boden (z. B. durch drehende 
Rotoren) als auch im Flug (z. B. durch Kollision 
oder Absturz) können Menschen, Tiere und ande-
re Güter ernsthaft geschädigt werden. Daher ist 
vor der ersten Inbetriebnahme einer Drohne eine 
generelle Risikobewertung durchzuführen, die 
auch eine Gefährdungsbeurteilung im Sinne des 
Arbeitsschutzrechtes einschließt.

Vor jeder Inbetriebnahme von Drohnen ist eine 
einsatzbezogene Risikobewertung durchzuführen.

4.1 Generelle Risikobewertung

Vor der ersten Inbetriebnahme einer Drohne oder 
der Aufstellung der Drohneneinheit32 sind insbe-
sondere folgende mögliche Gefahren durch den 
Betrieb des Gerätes bezogen auf:

• Bedienpersonal,
• Einsatzkräfte,
• Dritte,
• andere Luftfahrzeuge,
• Infrastruktur,
• Tiere,
• Umwelt,
• die eigene Drohne,
• Verkehr, Land und/oder (ggf.) Wasser und
• Handhabung/Lagerung Akkus

zu bewerten und diesen mit entsprechenden 
Maßnahmen zu begegnen (siehe Muster für eine 
generelle Risikobewertung in Anhang 2).

Die Kommunikationssysteme (insb. zur Über-
tragung der erfassten Daten und die Geräte-
steuerung) sollten gegenüber fremdem Zugriff, 
Datenabfluss bzw. Störungen durch geeignete 
Sicherheitsmaßnahmen geschützt werden.

Sicherheitsmaßnahmen und konkrete Einsatzbe-
dingungen sind in einem Betriebshandbuch zu 

regeln (siehe Beispiel für ein Betriebshandbuch in 
Anhang 4).

4.2  Einsatzbezogene Risikobewertung

Vor jedem Betrieb einer Drohne ist eine einsatz-
bezogene Risikobewertung durchzuführen und es 
sind geeignete Sicherungsmaßnahmen zu treffen. 
Grundsätzlich ist hierbei auch der Führungsvor-
gang nach DV 100 zugrunde zu legen.

Für die Risikobewertung sind insbesondere fol-
gende Aspekte stets zu berücksichtigen:

• Wetterbedingungen
• Betriebsbereitschaft des Gerätes/der Geräte
• Weitere Luftfahrzeuge im Luftraum über dem 

Einsatzgebiet
• Besondere luftfahrtrechtliche Rahmenbe-

dingungen (Flugbeschränkungsgebiete und 
Kontrollzonen etc.)

• Bedingungen im Einsatzraum (insbesondere 
bei chemischen, biologischen, radioaktiven 
oder Explosionsgefahren, Hitze, Rauch etc.)

• Abgleich Einsatzauftrag, Dringlichkeit und 
Fähigkeit

• Externe Einflüsse (bspw. Schaulustige, Zeit-
mangel, Einsatzdruck, Unübersichtlichkeit der 
Einsatzstelle und durch Hindernisse begrenz-
ter Luftraum)

Methodisch kann die SORA-GER33 als Orientie-
rung dienen (siehe hierzu die Checklisten zum 
„Risikomanagement“ in Anhang 3).

Zusätzlich sind Grenzbedingungen zu beachten. 
Dies sind Faktoren, durch die sich die Rahmenbe-
dingungen für den Einsatz (ggf. auch sprunghaft) 
ändern können.

Bei Überschreiten einer oder mehrerer dieser 
Grenzbedingungen sind gesonderte Sicherungs-
maßnahmen zu treffen und die Risiken mit dem 
Einsatzauftrag abzuwägen.
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Hierzu zählen insbesondere folgende Faktoren:

• Drohnengewicht über 5 kg
• Flughöhe oberhalb 100 Meter über Grund
• Flug innerhalb von Kontrollzonen
• Flug innerhalb von Gebieten mit Flugbe-

schränkungen
• Flug außerhalb der Sichtweite
• Flug über Menschenansammlungen
• Nutzlast absetzen
• Flüge mit mehreren Luftfahrzeugen an einer 

Einsatzstelle
• Flug innerhalb von Gebäuden, Anlagen, Höh-

len etc.
• Flug bei Nacht

Durchführungshinweise und Muster-Checklisten 
finden sich in Anhang 3.

Aufgrund ständiger technischer und rechtlicher 
Weiterentwicklungen sind die Grenzbedingungen 
lageangepasst unter einsatztaktischen Gesichts-
punkten organisationsindividuell zu betrachten, 
aktualisieren oder zu erweitern.
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5  Einsatzorganisation und 
 Einsatzdurchführung

34  allgemeine Einsatzformationen unterschiedlicher Stärke.

Grundsätzlich sollen Drohnen im Rahmen der 
BOS nur in einer definierten drohnenführenden 
Einheit eingesetzt werden. So ist eine zuverlässige 
materielle und personelle Einsatzverfügbarkeit 
- analog zu anderen taktischen Einheiten34 im Be-
völkerungsschutz - gegeben. Dadurch soll die Ein-
bindung in die Gefahrenabwehr, der Einsatz erfolg 
und die Sicherheit gewährleistet werden. Zur 
Verfügung stehende Einheiten sollen den Leitstel-
len als alarmierbar bekannt gegeben werden.

Werden Dritte im Einsatzfall mit dem Flug einer 
Drohne durch die zuständige Einsatzleitung be-
auftragt, sind insbesondere die Sicherheitsbestim-
mungen dieser Gemeinsamen Regelungen analog 
anzuwenden.

5.1 Aufgaben und Einsatzorganisation

5.1.1 Aufgaben

Bei jedem Drohneneinsatz sind grundsätzlich die 
in Abbildung 1 dargestellten Aufgaben zu erfüllen. 
Diese Aufgaben stellen keine Funktionen oder 
Personen dar.

Führen: Die Führung trifft alle für die Durchfüh-
rung des Drohneneinsatzes erforderlichen Füh-
rungsentscheidungen. Sie nimmt Aufträge von 
übergeordneter Stelle, z. B. zu Art und Umfang des 
Drohneneinsatzes, entgegen, setzt diese in opera-
tive Maßnahmen um, überwacht die Ausführung 
und meldet diese sowie die Ergebnisse zurück. Die 
Führung gliedert sich auf Anordnung der Einsatz-
leitung in die bestehende Einsatzstruktur ein (vgl. 
DV 100).

Verbinden: Drohnen sind ein neues Einsatzmittel, 
zu dem die verantwortlichen Führungskräfte an 
der Einsatzstelle beraten werden müssen. Dies be-
trifft insbesondere die Möglichkeiten und Gren-
zen eines Drohneneinsatzes.

Auswerten: Die von der mitgeführten Sensorik 
der Drohne gelieferten Daten müssen ausgewer-
tet, beurteilt und je nach Bedarf weiterverarbeitet 
und/oder dokumentiert werden. Die Auswertung 
und Beurteilung kann auch außerhalb der droh-
nenführenden Einheit erfolgen.

Sensor- oder Nutzlastbedienen: Sensoren oder 
Nutzlasten erfordern ggf. eine zusätzliche Bedie-
nung.

Steuern: Die Drohne wird durch den Drohnen-
steuerer gesteuert, der für die sichere Durchfüh-
rung des Fluges verantwortlich ist. Dies umfasst 
auch die letztendliche Entscheidung über die 
Durchführung. Der Drohnensteuerer ist gemäß 
diesen Gemeinsamen Regelungen auszubilden.

Beobachten: Zur sicheren Flugdurchführung 
ist der Luftraum zu jeder Zeit zu beobachten. 
Dies soll grundsätzlich durch einen zusätzlichen 
Luftraumbeobachter und ggf. durch technische 
Systeme erfolgen. Dabei ist insbesondere im 
Luftraum auf Kollisionsgefahren (z. B. andere 
Luftfahrzeuge wie Polizei- oder Rettungshub-
schrauber, Hindernisse, Vögel etc.) zu achten.

Abbildung 1: aufgaben beim Einsatz von Drohnen im Bevölkerungsschutz

Sensoren 
oder Nutzlast 
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Steuern
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FührenAuswerten

 



EInSaTZORGanISaTIOn unD  EInSaTZDuRCHFüHRunG • 19

Unterstützen: Zur Gewährleistung eines sicheren 
Drohneneinsatzes und zur Erfüllung des Einsatz-
auftrages sind Maßnahmen wie das Abarbeiten 
von Checklisten, das Einrichten einer gesicherten 
Start- und Landezone, ein Lademanagement für 
Akkumulatoren und das Sicherstellen von Ener-
gieversorgung und Beleuchtung erforderlich.

5.1.2 Taktische Umsetzung

Der Aufgabenumfang und dessen Intensität sind 
von der Größe und Komplexität der vorgesehe-
nen Einsatzaufgaben abhängig. Dies sollte bei 
der Wahl der taktischen Umsetzung beachtet 
werden.

Drohnen können eingesetzt werden:

a) durch eine separate taktische Drohneneinheit,
b) als ein Einsatzmittel einer bestehenden Einheit 

oder
c) als einzelnes Einsatzmittel einer einzelnen 

Einsatzkraft.

Zu a): Wird eine separate taktische Drohnenein-
heit aufgestellt, sollen die beschriebenen Aufga-
ben in der Regel auf mindestens drei Personen 
verteilt werden:

• Führungskraft (vergleichbar TrFü nach 
DV 100),

• Drohnensteuerer,
• Luftraumbeobachter (LRB) und Unterstützer.

Die Aufgaben „Führen“ und „Verbinden“ wer-
den dabei von der Führungskraft, die Aufgabe 
„Steuern“ vom Drohnensteuerer übernommen. 
Der Drohnensteuerer beobachtet den unmittel-
baren Luftraum um die Drohne. Die Aufgaben 
„Unterstützen und Beobachten des weiteren 
Luftraumes“ werden vom Luftraumbeobachter 
übernommen.

Die Ausbildung zum Drohnensteuerer sollte 
redundant in der taktischen drohnenführenden 
Einheit vorhanden sein.

Der LRB unterstützt den Drohnensteuerer bei der 
sicheren Flugdurchführung. Es wird empfohlen, 
dass der LRB eine Ausbildung zum Drohnensteu-
erer hat. Der LRB steht dazu im direkten, dauer-

haften und störungsfreien Sprechkontakt zum 
Drohnensteuerer. Lageangepasst kann auch der 
Einsatz mehrerer LRB erforderlich sein. Grund-
sätzlich sollte der LRB von einem Helfer der droh-
nenführenden taktischen Einheit gestellt werden. 
Lageangepasst können weitere Einsatzkräfte nach 
Einweisung in die Gefahrenlage als LRB eingesetzt 
werden.

Zu b): Bestehende taktische Einheiten können 
durch Drohnen ergänzt werden. Die Aufgaben 
werden durch die vorhandenen Einsatzkräfte 
übernommen. Bei Bedarf muss die Personalstärke 
erhöht werden. Dies kann z. B. beim Wasserret-
tungsdienst, in der Bergrettung oder in Führungs-
einheiten der Fall sein.

Zu c): Beim isolierten Betrieb einer Drohne an 
einer Einsatzstelle - ohne spezielle Anforderung 
an die Nachbearbeitung von Messdaten sowie 
in Abstimmung mit der Einsatzleitung - kön-
nen unter Umständen alle Aufgaben von einem 
einzelnen Steuerer wahrgenommen werden. Dies 
muss zuvor im Rahmen einer generellen sowie 
einer einsatzbezogenen Risikobewertung (vgl. 
Kapitel 4.2) ermittelt werden.

Bis zur Übernahme eines taktischen Zeichens für 
Drohnen in der DV 102 wird übergangsweise das 
nachfolgend dargestellte Symbol verwendet:

5.2  Einsatzorganisation bei Zusam-
menarbeit mehrerer Einheiten oder 
Systeme

Bei großflächigen und/oder komplexen Einsatz-
lagen kann der Betrieb von mehreren Drohnen 
ggf. durch mehrere Einheiten erforderlich sein. 
Für den sicheren Einsatz sind dann weitere Funk-
tionen vorzusehen (vgl. Grafik „Verantwortungs-
bereiche“ in Anhang 8).
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5.2.1 Einsatz mehrerer Drohnen

Abschnittsleiter Drohnen: Zur Koordination 
von mehreren Drohnen in einem Einsatz wird 
die Einsetzung eines Abschnittsleiters Drohnen 
empfohlen. Er koordiniert den Drohneneinsatz 
taktisch. Er soll eine im Drohneneinsatz erfahrene 
Führungskraft sein. Wenn noch kein Flugleiter 
benannt ist, kann der Abschnittsleiter den Fluglei-
ter bestimmen (siehe folgendes Kapitel).

5.2.2  Mehrere Drohnen an einer Start- und 
 Landestelle

Flugleiter Drohnen: Beim Einsatz mehrerer 
Drohnen an einer Start- und Landestelle muss die 
Funktion des Flugleiters35 besetzt werden. Diese 
kann einer der eingesetzten Drohnensteuerer 
übernehmen. Er koordiniert den Drohnenflugver-
kehr an einem Start- und Landeplatz.

Die Funktion des Flugleiters wird grundsätzlich 
von der ersten am Einsatzort eintreffenden takti-
schen drohnenführenden Einheit besetzt oder im 
Bedarfsfall vom Einsatzleiter bestimmt.

Der Flugleiter Drohnen hat insbesondere folgen-
de Aufgaben:

• gibt Anweisungen der Einsatzleitung an die 
Drohnensteuerer weiter,

• informiert die Einsatzleitung über den Flug-
betrieb und besondere Vorkommnisse,

• sorgt für einen geordneten Flugbetrieb am 
Einsatzort,

• hält lageangepasst Kontakt zur Luftaufsichts-
stelle,

• übermittelt Freigaben der Flugsicherung an die 
Drohnensteuerer,

• stellt die Dokumentation des Flugbetriebs 
sicher.

Der Flugleiter hat die Befähigung als Drohnen-
steuerer. Lageangepasst übernimmt dieser auch 
die Funktion des Abschnittsleiters Drohnen (vgl. 
Kapitel 5.2.1).

35  Zum Begriff „Flugleiter“ vgl. § 23 der Luftverkehrs-Ordnung.

Im Einzelfall kann diese Funktion auch beim 
Einsatz nur einer Drohne am Einsatzort notwen-
dig sein. Dies kann dann der Fall sein, wenn durch 
den Einsatz der Drohne in Kombination mit wei-
teren äußeren Faktoren (z. B. weiterer Flugverkehr 
oder unübersichtliche Start- und Landestellen) 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung gefährdet 
würde. Dann obliegt die Einsetzung eines Fluglei-
ters der Einsatzleitung.

Die Ausbildung des Drohnensteuerers soll auch 
dazu befähigen, lageangepasst zu beurteilen, ob 
die Funktion des Flugleiters und/oder eines Ab-
schnittsleiters Drohnen (→ Kapitel 5.2.1) erforder-
lich ist.

5.2.3  Krisen- und Katastrophenfall

Zur Beratung von übergeordneten Einsatzleitun-
gen oder Stäben über Möglichkeiten und Grenzen 
des Einsatzes von Drohnen wird die Einsetzung 
eines Fachberaters Drohnen im Bevölkerungs-
schutz empfohlen. Die Ausbildung erfolgt organi-
sationsindividuell.

5.3 Einsatzdurchführung

Der Drohneneinsatz untersteht der zuständigen 
Einsatzleitung. Diese ordnet den Einsatz an, koor-
diniert und dokumentiert diesen, z. B. im Einsatz-
tagebuch.

Details der Einsatzdurchführung sind in einem 
Betriebshandbuch (siehe Beispiel für ein Betriebs-
handbuch in Anhang 4) festzulegen. Während des 
gesamten Einsatzes ist auf den Eigenschutz der 
Drohneneinheit zu achten.

5.3.1  Flugvorbereitung

Anhand der geplanten Einsatzaufgaben ist das 
Einsatzmittel auszuwählen und eine einsatzbe-
zogene Risikobewertung durchzuführen (vgl. 
Kapitel 4.2). Im Anschluss sind geeignete Maß-
nahmen zu treffen, um Einsatzkräfte, Dritte und 
Infrastrukturen zu schützen.
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Im Einsatzfall soll die Einsatzvorbereitung an-
hand der folgenden idealisierten Abläufe erfolgen:

• Zu Beginn des Einsatzes sind Lageinformatio-
nen einzuholen. Dabei sind die Einsatzlage, der 
zu erwartende Luftverkehr, die Lufträume und 
die eigene Lage zu berücksichtigen.

• Es ist zu prüfen, ob der gegebene Einsatzbefehl 
mit den zur Verfügung stehenden Einsatzmit-
teln, Einsatzkräften und den vorherrschenden 
Umweltbedingungen erfüllt werden kann. Im 
Einzelfall sind Anfordernde hinsichtlich der 
Einsatzmöglichkeiten und Grenzen zu beraten.

• Bei der Planung des Fluges werden aktuelle 
Flugbeschränkungen berücksichtigt, soweit 
notwendige Genehmigungen eingeholt und 
ggf. weitere Stellen wie Polizei- oder Rettungs-
leitstellen, Flugsicherung, übergeordnete 
Einsatzleitungen und -stäbe informiert.

• Über sensiblen Bereichen kann, z. B. durch 
technische Maßnahmen, der Flug der Drohne 
behindert oder unmöglich gemacht werden. 
Im Rahmen der Lagebeurteilung ist dies vor 
Flugbeginn zu prüfen.

• Es ist eine gerätespezifische geeignete Start- 
und Landestelle einzurichten und abzusichern.

• Die Vorflugkontrolle erfolgt anhand drohnen- 
und szenariospezifischer Checklisten (→ An-
hang 3). Dabei ist insbesondere eine Sichtprü-
fung der Drohne vorzunehmen. Alle Schritte 
der Vorflugkontrolle sollen nach dem Vier-Au-
gen-Prinzip erfolgen.

• Vor dem Start soll die anfordernde Einsatzlei-
tung über den bevorstehenden Drohnenflug 
(voraussichtliche Flugdauer und Flugbereich) 
informiert werden.

5.3.2 Flugbetrieb

Die sichere Kommunikation zwischen der Ein-
satzleitung und der drohnenführenden Einheit ist 
zu gewährleisten.

Insbesondere bei Einsätzen, bei denen Befreiun-
gen nach § 21b Absatz 1 der Luftverkehrs-Ord-
nung in Anspruch genommen werden, sind geeig-
nete Maßnahmen und Sicherheitsvorkehrungen 
zu treffen (vgl. Kapitel 3.1.1.2 und Kapitel 4.2).

Beim Betrieb von Drohnen ist auf weiteren Flug-
verkehr zu achten (vgl. Kapitel 3.1.2.6). Bei län-
gerfristigen Einsätzen wird das Anmelden eines 
NOTAMs empfohlen.

Sollen Freigaben für den Einflug in RMZ über 
Flugfunk eingeholt werden, ist hierfür die ent-
sprechende Befähigung erforderlich. Hierfür kön-
nen organisationsindividuell zusätzlich Einsatz-
kräfte ausgebildet werden.

5.3.3  Koordinierung bei gleichzeitigem Einsatz 
von Rettungs- und/oder Polizeihubschrau-
bern oder anderen Luftfahrzeugen

Bei einem gleichzeitigen Einsatz von Rettungs- 
und/oder Polizeihubschraubern oder anderen 
bemannten Luftfahrzeugen sind die Drohnen der 
BOS bei deren Annäherung grundsätzlich unver-
züglich zu landen, um die Sicherheit im Luftraum 
zu gewährleisten. Das gilt auch bei Annäherung 
von nicht autorisierten Luftfahrzeugen. Solche 
sind ggf. mit polizeilichen und/oder luftrechtli-
chen Maßnahmen zu veranlassen, den einsatzbe-
zogenen Luftraum unverzüglich zu verlassen.

Wenn eine Absprache zwischen den verantwort-
lichen Luftfahrzeugführern erfolgt ist, kann ein 
Betrieb von Drohnen an einer Einsatzstelle fort-
gesetzt werden. Die Absprache kann unmittelbar 
oder auch durch die verantwortlichen führenden 
Stellen (Leitstelle, Flugleiter Drohne, Abschnitts-
leiter Drohne etc.) erfolgen; technische Systeme 
können dabei unterstützen. Ziel ist dabei immer 
eine räumliche oder zeitliche Trennung der ver-
schiedenen Luftfahrzeuge an der Einsatzstelle.
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5.3.4 Notfallmanagement

Im Rahmen der generellen Risikobewertung sind 
Maßnahmen, Abläufe und Verfahren für das Not-
fallmanagement organisationsindividuell und auf 
das eingesetzte Einsatzmittel abgestimmt festzu-
legen. Dabei sind insbesondere Verfahren für:

• Steuerungsverlust,
• „Fly-away“,
• Teileverlust,
• Absturz,
• Kollision,
• Defekte,
• Brände,
• Unfälle

und deren Folgen im Betriebshandbuch festzulegen.

5.3.5  Weitergabe von Sensorinformationen und 
Datenaustausch

Die von Drohnen erzeugten Daten sind hoch 
individuell. Ein standardisiertes Verfahren zum 
Datenaustausch ist aktuell nicht definiert. Daher 
ist auf ein gebräuchliches, am besten offenes Da-
tenformat zu achten.

5.3.6 Dokumentation und Nachbereitung

Der Drohnensteuerer führt ein persönliches 
Flugbuch (siehe Muster-Flugbuch-Steuerer in 
Anhang 5a). Darüber hinaus wird empfohlen, den 
Betrieb der Drohne einschließlich aller System-
komponenten sowie besondere Vorkommnisse in 
einem gerätespezifischen Flugbuch zu dokumen-
tieren und aufzubewahren (siehe Muster-Flug-
buch-Flugsystem in Anhang 5b).

Besondere Vorkommnisse beim Drohneneinsatz 
sind der Einsatzleitung zu melden. Gegebenen-
falls kann es sinnvoll sein, Auszüge aus der Flug-
dokumentation in der Einsatzdokumentation zu 
ergänzen.

Die drohnenführende Einheit führt eine Nach-
flugkontrolle durch und stellt die Einsatzbereit-
schaft wieder her (u. a. Sichtprüfung, Reinigung 
und Ladung der Akkumulatoren); dies sollte 
anhand von Checklisten erfolgen (→ Anhang 3).

Die Einsätze sind auszuwerten und die Erkennt-
nisse für Folgeeinsätze zu nutzen.
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6 Ausbildung

Ein sicherer Betrieb von Drohnen ist durch eine 
sachgerechte Ausbildung sicherzustellen. Dies gilt 
insbesondere beim Einsatz von mehreren Droh-
nen unterschiedlicher BOS an einer Einsatzstelle.

Die Ausbildung untergliedert sich in theoretische 
und praktische Anteile.

Die praktischen Anteile sollten stufenweise auf-
gebaut sein. Um die praktischen Fertigkeiten des 
Fluges zu erlernen, wird empfohlen, die Ausbil-
dung zunächst mit Drohnen ohne Assistenzsyste-
me zu beginnen. Anschließend ist die Ausbildung 
mit musterspezifischen Drohnen der jeweiligen 
Behörde oder Organisation fortzuführen. Orga-
nisations- und einsatzspezifisch sowie abhängig 
vom verwendeten Flugmuster können spezielle 
Ausbildungsinhalte notwendig sein.

Die praktische Ausbildung umfasst folgende The-
menblöcke:

• Grundausbildung mit Drohnen ohne Assis-
tenzsysteme

• Grundausbildung mit Drohnen mit Assistenz-
systemen

• Fachausbildung mit Einsatz-Fluggerät unter 
einsatzrealistischen Bedingungen

• Sensorbedienung

Die theoretische Ausbildung umfasst folgende 
Themenblöcke:

• Rechtliche Grundlagen (Luftrecht, Haftungs-
recht, Datenschutzrecht etc.)

• Diese Gemeinsamen Regelungen zum Einsatz 
von Drohnen im Bevölkerungsschutz

• Wetterkunde
• Navigation
• Funk und Kommunikation
• Sensorsysteme und Datenverarbeitung
• Gebietskunde
• Fluggerätekunde
• Erste Hilfe
• Einsatzorganisation und Luftraumkoordination

Die Qualifikation als Drohnensteuerer ist durch 
Übungen und/oder Fortbildungen sowie durch 
regelmäßiges Training aufrechtzuerhalten.

Die abgeschlossene Ausbildung ist mit einer 
Erfolgskontrolle in Theorie und Praxis zu doku-
mentieren.

Die detaillierten Ausbildungsinhalte sind im 
Muster- Ausbildungskonzept in Anhang 1 darge-
legt. Bei organisationsspezifischen Anpassungen 
ist darauf zu achten, dass die Interoperabilität 
zwischen den BOS erhalten bleibt.
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7 Abkürzungsverzeichnis

AIP
Aeronautical Information Publication

BAF
Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung

BBK
Bundesamt für Bevölkerungsschutz und 
 Katastrophenhilfe

BMI
Bundesministerium des Innern, für Bau und 
Heimat

BMVI
Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur

BOS
Behörden und Organisationen mit 
 Sicherheitsaufgaben

ED-D
E = ICAO-Region Nordeuropa,  
D = Deutschland,  
D = danger

ED-P
E = ICAO-Region Nordeuropa,  
D = Deutschland,  
P = prohibited

ED-R
E = ICAO-Region Nordeuropa,  
D = Deutschland,  
R = restricted

ICAO
International Civil Aviation Organization

LRB
Luftraumbeobachter

LuftVG
Luftverkehrsgesetz

LuftVO
Luftverkehrs-Ordnung

LuftVZO
Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung

NfL
Nachrichten für Luftfahrer

NOTAM
Notice(s) to Airmen

RMZ
Radio Mandatory Zone

SERA
Standardized European Rules of the Air

TrFü
Truppführer
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Anhang 1

Muster-Ausbildungskonzept zum Betrieb 
von Drohnen im  Bevölkerungsschutz

Dieses Ausbildungskonzept dient zur Ausbildung 
BOS-eigener Drohnensteuerer.

Die Ausbildung ist modular angelegt. Sie gliedert 
sich in einen Teil A, in dem die grundlegenden 
Fähigkeiten und erste flugspezifische Kenntnisse 
erworben werden, und in einen Teil B, der die 
eigentliche Flugausbildung umfasst. Die konkre-
ten Inhalte von Teil A und B werden in Form von 
Lehrskizzen dargestellt.

Drohnensteuerer tragen im Einsatz ein hohes Maß 
an Verantwortung, da das potenzielle Schadensaus-
maß bei einem Unfall hoch sein kann. Sie sind 
daher mit und zu besonderer Sorgfalt auszubilden.

Die Inhalte von Ausbildungsteil A werden in der 
Regel zu großen Teilen durch die Grundausbil-
dungen der einzelnen BOS abgedeckt. Die erwor-
benen Handlungskompetenzen sind zwingende 
Voraussetzung für die weitere Ausbildung zum 
Drohnensteuerer. Sollten nicht alle hierbei vor-
gesehenen Themen in den jeweiligen Grundaus-
bildungen geschult werden, müssen diese auch in 
Teil B integriert werden. 

Bestehende Lehrgänge mit vergleichbaren Ausbil-
dungsinhalten der BOS, insbesondere der Grund-
ausbildung, können gegenseitig anerkannt werden.

Ausbildungsteil A kann, Ausbildungsteil B muss 
mit einer Lernerfolgskontrolle abgeschlossen 
werden. Die Organisationen führen dazu eine 
praktische und schriftliche Erfolgskontrolle durch, 
die auch den Mindestanforderungen des Luftfahrt-
bundesamtes (LBA) genügt (vgl. https://www.lba.
de/SharedDocs/Downloads/DE/L/L1/Unbemann-
te_Fluggeraete/00_Informationsblatt.html).

Die Dauer der angegebenen Unterrichtseinheiten 
ist als Richtwert anzusehen, da bisher noch keine 
ausreichenden Erfahrungswerte zum Umfang der 
Unterrichtseinheiten existieren. Gegebenenfalls 
kann es nötig sein, den Zeitansatz anzupassen.

Die Teilnehmer der Ausbildung sollen die be-
schriebenen Handlungskompetenzen erwerben. 
Die Abwägung, ob der Teilnehmer diese erreicht 
hat, liegt im Ermessen des Ausbilders. Diese soll-
ten in ihren Fachthemen ausreichend Erfahrung 
haben.

Die in dieser Lehrskizze beschriebenen Themen, 
Inhalte und Handlungskompetenzen stellen eine 
Richtschnur dar, die bei unveränderter Umset-
zung eine weitgehende Interoperabilität zwischen 
den BOS sowie einen möglichst hohen Sicher-
heitsstandard gewährleisten sollen. Aufgrund der 
unterschiedlichen Aufgabenbereiche und Struk-
turen der BOS kann es jedoch zweckmäßig sein, 
Inhalte zu ergänzen, anzupassen oder in andere 
Ausbildungsbereiche zu verschieben. Sie sind aber 
mit Hinblick auf die Erreichung der vorgegebenen 
Ziele bewusst abzuwägen.

https://www.lba.de/SharedDocs/Downloads/DE/L/L1/Unbemannte_Fluggeraete/00_Informationsblatt.html
https://www.lba.de/SharedDocs/Downloads/DE/L/L1/Unbemannte_Fluggeraete/00_Informationsblatt.html
https://www.lba.de/SharedDocs/Downloads/DE/L/L1/Unbemannte_Fluggeraete/00_Informationsblatt.html
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Muster-Lehrskizze Teil A

Allgemeine Inhalte zum Betrieb von Drohnen im Bevölkerungsschutz

Ausbildungsziel Drohnensteuerer BOS - allgemeine Inhalte

Ausbildungsteil a

Zeitaufwand 62 unterrichtseinheiten (uE) zu je 45 minuten (Richtwert)

Voraussetzungen BOS-spezifisch, vgl. die Empfehlungen für Gemeinsame Regelungen 
zum Einsatz von Drohnen im Bevölkerungsschutz unter 3.1.2.1

Bemerkung
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Muster-Lehrskizze Teil B

Flugspezifische Inhalte zum Betrieb von Drohnen im Bevölkerungsschutz

Ausbildungsziel Drohnensteuerer BOS - flugspezifische Inhalte

Ausbildungsteil B

Zeitaufwand 24 unterrichtseinheiten (uE) zu je 45 minuten (Richtwert) und  
ca. 16 bis 35 Flugstunden 

Voraussetzungen Erfolgreicher abschluss ausbildungsblock a: Drohnensteuerer im 
Bevölkerungsschutz – allgemeine Inhalte oder gleichwertige aus-
bildung

Bemerkung Der zweite Teil des ausbildungskonzeptes baut auf den Grundlagen 
von Teil a auf und beschreibt die praktischen und die theoretischen 
Bestandteile der ausbildung eines Drohnensteuerers. Ein großer Teil 
der theoretischen ausbildung wird bereits in Teil a abgedeckt. In 
Teil B sollen im Besonderen die luftrechtlichen Themen, navigation, 
meteorologie sowie der praktische umgang mit den Drohnen be-
handelt werden. Die Inhalte des theoretischen Teils sind angelehnt 
an die ausbildung für kommerzielle Drohnenpiloten, wie vom LBa 
vorgegeben. Diese Themenblöcke sind zwingend zu unterrichten 
und stellen ein mindestmaß dar. Die Themen können je nach anfor-
derungsprofil ergänzt werden. auf die Besonderheiten des Einsatzes 
von Drohnen im Rahmen von BOS ist im unterricht einzugehen. Die 
in diesem Konzept vorgeschriebene praktische mindestausbildung 
hat das Ziel, das Risiko durch Drohneneinsätze für alle beteiligten 
Personen und Güter so gering wie möglich zu halten. nur durch die 
vorliegende musterspezifische ausbildung mit der Einsatzdrohne 
wird eine höchstmögliche (Betriebs-)Sicherheit erreicht. Dieser 
ausbildungsanteil ist aber systembezogen und organisationsabhän-
gig und muss damit organisationsindividuell angepasst werden. Das 
ausbildungskonzept berücksichtigt, dass verschiedene Organisatio-
nen sehr unterschiedliche Drohnen im Einsatz haben werden. Diese 
unterscheiden sich in Bauart, Größe, Reichweite, Gewicht, antriebs-
system, Sensorausstattung und vielem mehr. Die praktische ausbil-
dung ist daher modular ausgelegt. Sie beginnt möglichst mit kleinen 
Drohnen ohne assistenzsysteme, die praktisch kein Gefahrenpoten-
zial bergen. Es folgt ein erweitertes Flugtraining mit dem Ziel, das 
Einsatzsystem zu beherrschen. Die nachzuweisenden Flugstunden 
können durch die Organisation angepasst werden. alle ausbildungs-
flüge sind in geeigneter Weise zu dokumentieren (z. B. im persön-
lichen Flugbuch).
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Erfolgskontrolle

1  Theoretischer Teil

Die Organisationen führen eine  Erfolgskontrolle 
(schriftlich sowie praktisch) durch, die als Min dest-
anforderung an die Themengebiete zu betrachten 
ist. Die nachfolgend unter A) - C) aufgeführten 
Themen sind den aktuellen Anforderungen 
des LBA entnommen (vgl. https://www.lba.de/ 
SharedDocs/Downloads/DE/L/L1/ Unbemannte_ 
Fluggeraete/00_Informationsblatt.html, Stand: 
26.06.2018).

Das von den Organisationen benannte Schulungs-
personal (Prüfer und beauftragte Personen) muss 
über ausreichende Einsatz- und Flugerfahrung 
sowie Fachkenntnisse verfügen.

Der zu erstellende Fragenkatalog für den theore-
tischen Teil der Erfolgskontrolle beinhaltet die 
von den BOS in eigener Verantwortung auszu-
arbeitenden Prüfungsfragen. Grundlage hierfür 
bilden die Themen des nachfolgend aufgeführten 

Prüfungsverzeichnisses. Dieses stellt ein Mindest-
maß an den Prüfungsinhalt dar und kann um 
weitere Themen ergänzt werden.

Die Erfolgskontrolle gilt als bestanden, wenn 
der Bewerber in jedem der drei Themenbereiche 
(Luftrecht, Meteorologie sowie Flugbetrieb und 
Navigation) mindestens 75 Prozent der jeweils 
erreichbaren Höchstpunktzahl erzielt.

Die Prüfungsfragen sind zufällig auszuwählen 
und dürfen dem Prüfling nicht bekannt sein. Die 
Mindestanzahl der vorgeschriebenen Fragen muss 
eingehalten und geprüft werden.

Bei den Prüfungsthemen ist hinter jedem Thema 
die jeweilige Mindestanzahl an Fragen angege-
ben, die in einer Prüfung gestellt werden muss. 
Zu jedem der im Verzeichnis angegebenen The-
men sind mindestens fünfmal so viele Fragen 
vorzuhalten, wie hinter dem entsprechenden 
Thema angegeben ist. Die Themen gliedern sich 
folgender maßen:

A) Luftrecht

a) Gesetzliche Grundlagen, föderale Struktur 1 Frage

b1) LuftVG 1 Frage

b2) SERa 1 Frage

b3) LuftVO 1 Frage

c) Betriebserlaubnisse und ausnahmegenehmigungen 2 Fragen

d) Beteiligte Behörden und andere Stellen bei Betriebserlaubnissen und ausnahmege-
nehmigungen

1 Frage

e) Luftraumstruktur (kontrollierte/unkontrollierte Lufträume: C, D, D (CTR), E, G, TmZ, 
RmZ, aTZ)

2 Fragen

f) Flugbeschränkungs- und Gefahrengebiete (ED-R, ED-D) 1 Frage

g) Flugverbotszonen 1 Frage

h) Flugverkehrskontrolle (z. B. DFS, Freigaben etc.) 1 Frage

i) Veröffentlichungen (nfL, nOTam, ICaO-Karte) 2 Fragen

j) Bezugsquellen der Veröffentlichungen unter i) 2 Fragen

k) Störungs- und unfallmeldung 1 Frage

l) Kennzeichnungspflicht 1 Frage

m) Haftung (Luftfahrt-Haftpflicht, Deckungssummen, Versicherungsbedingungen) 2 Fragen

n) urheberrecht, Datenschutz 2 Fragen

o) Strafrecht, Ordnungswidrigkeiten 1 Frage

https://www.lba.de/SharedDocs/Downloads/DE/L/L1/­Unbemannte_Fluggeraete/00_Informationsblatt.html
https://www.lba.de/SharedDocs/Downloads/DE/L/L1/­Unbemannte_Fluggeraete/00_Informationsblatt.html
https://www.lba.de/SharedDocs/Downloads/DE/L/L1/­Unbemannte_Fluggeraete/00_Informationsblatt.html
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B) Meteorologie 

a) mindestwetterbedingungen in Lufträumen 1 Frage

b) Besondere Wetterlagen (niederschlag, nebel, Gewitter, Thermik) 2 Fragen

c) Einsatzgrenzen (Wind, Temperatur) 2 Fragen

d) Örtliche und aktuelle Gegebenheiten 1 Frage

C) Flugbetrieb und Navigation 

a) Flugvorbereitung (Wetter, Luftraum, örtliche Gegebenheiten) 2 Fragen

b) Risikobeurteilung des Einsatzes 2 Fragen

c) notfallplanung 1 Frage

d) absperrung oder absicherung des Start- und Landeplatzes 1 Frage

e) Einweisung von Hilfspersonen 1 Frage

f) Checklisten, Handbuch, systemspezifische Betriebsgrenzen (akkulaufzeit, Wind-
anfälligkeit, Signalabschirmung, Störquellen etc.)

3 Fragen

g) Einholung von Freigaben, abgabe von meldungen 1 Frage

h) Programmierung des Gerätes, Fehlerquellen 1 Frage

i) Systemstörungen, Systemausfälle und notfallprozeduren (bspw. Störung/ausfall 
von Command/Control, GPS, Datenübertragung)

2 Fragen

j1) Grobe Höhenschätzung 1 Frage

j2) Grobe Entfernungsschätzung 1 Frage

k) Diagnose der ausrichtung des Geräts und angemessene Reaktion hierauf 1 Frage

l) Flugaerodynamik (Kurvenflug, Steig- und Sinkgeschwindigkeit) 2 Fragen

m) Einschätzung äußerer Gegebenheiten und deren Einfluss auf das Flugverhalten 1 Frage

n) Kenntnis und ausführung von notwendigen Reaktionen, z. B. bei annäherung be-
mannter Luftfahrzeuge, Verlust des Sichtkontaktes, Sender-/Empfängerausfall

2 Fragen

Die theoretische Erfolgskontrolle kann frühestens nach einem Monat wiederholt werden.  
Die Auflagen legt der Prüfer fest.
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2 Praktischer Teil

Die praktische Erfolgskontrolle erfolgt auf dem je-
weiligen Einsatzsystem. Der TN muss nachweisen, 
dass er das Fluggerät sicher bedienen kann und 
in entsprechenden Gefahrensituationen richtig 
reagiert. Die Inhalte der Prüfung können durch 
die BOS selbst festgelegt werden, müssen aber 
mindestens folgende Bestandteile enthalten:

• Ein Flug mit mindestens einer Dauer von 15 
Minuten, einer Mindestflugstrecke von 1000 
Metern und verschiedenen durch den Prüfer 
festzulegenden Flugmanövern. Sollte das Sys-
tem bei Nacht betrieben werden, ist analog ein 
zusätzlicher Flug bei kompletter Dunkelheit 
notwendig.

• Ein weiterer Flug mit:
• 2 Eigenumrundungen des TN mit einem 

Mindestabstand von 150 Metern
• halbautomatischem und automatischem 

Modus (soweit vorhanden)
• verschiedene durch den Prüfer festgelegte 

Gefahrensituationen (z. B. ausweichen etc.)

• Falls das System über einen FPV-Modus 
verfügt, erfolgt ein zusätzlicher Flug mit 
einer Dauer von mindestens 10 Minuten. Die 
Flugmanöver legt der Prüfer fest. Sollte auch 
FPV-Nachtflug betrieben werden, ist analog ein 
zusätzlicher Flug bei kompletter Dunkelheit 
notwendig.

• Einsatz und Bedienung der Sensorsysteme

Die Erfolgskontrolle ist nur dann bestanden, 
wenn der Anwärter die o. g. bzw. zusätzlich fest-
gelegten Vorgaben der jeweiligen Organisation 
zur Zufriedenheit des Prüfers erfüllt. Erfüllt der 
Prüfling einzelne Bestandteile nicht, sollte er die 
komplette praktische Erfolgskontrolle wieder-
holen. Weiteres dazu legt der Ausbilder bzw. 
Prüfer fest. Die Erfolgskontrolle kann frühestens 
nach einem Monat wiederholt werden. Die prak-
tische Prüfung kann maximal dreimal wiederholt 
werden.

3 Dokumentation der Erfolgskontrolle

Prüfungsfragebögen und Zeugnisse müssen min-
destens folgende Angaben enthalten:

• Name der Organisation

• Vorname, Name und Geburtsdatum des 
 Bewerbers

• Ort, Datum und Zeitraum der Prüfung

• Prüfungsergebnis

• Name des Prüfers

• Inhalte der Prüfung bzw. Prüfungsthemen

Aus der Dokumentation muss hervorgehen, ob 
die Anforderungen für Flüge bei Nacht, FPV-Flüge 
und FPV-Flüge bei Nacht erreicht wurden. Wei-
ter ist die Art des erlernten Fluggerätes (Copter, 
 Starrflügler etc.) anzugeben.

Dem mit Erfolg geprüften TN ist ein Exemplar des 
Zeugnisses auszuhändigen.

4 Archivierung von Prüfungsunterlagen

Die BOS muss die Prüfungsfragebögen (bzw. 
 Prüfungsprotokolle) zusammen mit den wei-
teren Unterlagen der Qualitätssicherung und 
den Handbüchern für mindestens 5 Jahre auf-
bewahren.
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Anhang 2

1 Da die standardisierten Gefahren einer Gefahrenmatrix für Einsatzkräfte (sog. „aaaaCEEEE“-Schema) in diesem Kontext nicht anwendbar sind 
bzw. erweitert werden müssen, wird hierbei von „Gefährdungsmatrix“ gesprochen.

Generelle Risikobewertung  
- Muster -

1 Grundsätzliche Verfahrensbeschreibung

Zur generellen Risikobewertung des Betriebs 
einer Drohne kann zweckmäßigerweise mit einer 
Gefährdungsmatrix1 gearbeitet werden. Dafür 
werden zunächst (nach den Vorgaben aus Kapi-
tel 4.1) die potenziell betroffenen Schutzgüter 
wie Menschen, Tiere oder Sachwerte und die 
möglichen Gefahren eingetragen. Die konkrete 
Ausgestaltung ist vom geplanten Einsatzszenario 
und dem jeweiligen Gerät abhängig. Dabei wird 
für jede Kombination von Schutzgut und Gefahr 
eine Risikomaßzahl eingetragen, soweit diese 
anwendbar ist. Dadurch erhält der Nutzer sowohl 
einen schnellen Überblick über die größten Ge-
fahrenpunkte als auch konkrete Hinweise, welche 
Risiken minimiert werden müssen. Vorbeugende 
Maßnahmen können geplant und im Betriebs-
handbuch festgehalten werden.

2 Festlegung der Risikomaßzahl (Risikomatrix)

Die Risikomaßzahl ergibt sich aus der Kombina-
tion von Eintrittswahrscheinlichkeit und Scha-
densausmaß (→ Tabelle 1, Seite 39). Die Menge der 
Zahlen ist vom Detailgrad der Risikobewertung 
abhängig. Hier ist die Risikomaßzahl auf die Werte 
1, 2 und 3 aufgeteilt und wie folgt kategorisiert:

• 1 =  Geringes Risiko: Personelle und organisato-
rische Standardmaßnahmen ausreichend

• 2 =  Signifikantes Risiko: Spezifische Risiko-
reduzierung notwendig

• 3 =  Hohes Risiko: Kein Betrieb ohne umfang-
reiche Risikoreduzierung

3 Beispielhaft ausgefüllte Gefährdungsmatrix

Die verwendeten Kategorien und verwendeten 
Risikomaßzahlen sind geräte- und szenariospe-
zifisch zu ermitteln. Die in der nachfolgenden 

Matrix (→ Tabelle 2, Seite 39) eingefügten Risiko-
maßzahlen sind lediglich beispielhaft und ohne 
ein konkretes Einsatzszenario für einen Quadro-
copter < 2kg gewählt.

4. Beispielhafte Maßnahmen zur Risikominimierung

Ausgehend von den ermittelten Gefahren auf die 
Schutzgüter (entsprechend der oben beispielhaft 
ausgefüllten Gefährdungsmatrix) müssen ent-
sprechende Maßnahmen zur Risikominimierung 
definiert und umgesetzt werden. Nachfolgend 
werden diese beispielhaft aufgeführt:

Bedienpersonal:
Wetter: Das Bedienpersonal ist mit wetterfester 
Kleidung auszustatten, nötigenfalls ist der Einsatz 
abzubrechen.

Schnell drehende Rotoren: Das Bedienpersonal hält 
bei drehenden Rotoren einen Abstand von 2 Me-
tern vom Fluggerät. Die persönliche Schutzaus-
rüstung (PSA) wird getragen. Das Bedienpersonal 
ist in Erste-Hilfe-Maßnahmen geschult und mit 
entsprechendem Material ausgestattet, um die 
Erstversorgung sicherzustellen.

Technischer Defekt: Die Checklisten und Prüfungen 
sind gewissenhaft durchzuführen. Nach dem Start 
erfolgt ein Check aller möglichen Flugmanöver 
(Steigen/Sinken, Rollen, Gieren, Vor-/Rückwärts-
flug). Das Luftfahrzeug wird in der dafür vorgese-
henen Aufbewahrung verschlossen gelagert.

Sabotage: Die Checklisten und Prüfungen sind ge-
wissenhaft durchzuführen. Nach dem Start erfolgt 
ein Check aller möglichen Flugmanöver (Steigen/
Sinken, Rollen, Gieren, Vor-/Rückwärtsflug). Das 
Luftfahrzeug wird in der dafür vorgesehenen 
Aufbewahrung verschlossen gelagert.

Pilotenfehler: Checklisten sollten nach Möglich-
keit im Vier-Augen-Prinzip abgearbeitet werden. 
Das gesamte Bedienpersonal achtet auf mögliche 
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Ausmaß/ Wahrscheinlichkeit Leicht Mittelschwer Schwer

Sehr gering 1 1 2

Gering 1 2 2

mittel 1 2 3

Hoch 2 3 3

gefährliche Flugsituationen und macht den Droh-
nensteuerer auf diese aufmerksam. Die Grund-
sätze des Team Ressource Managements sind zu 
beachten.

Absturz: Das Bedienpersonal hält sich grundsätz-
lich nicht in An- und Abflugwegen des Fluggerä-
tes auf. Kontrollverluste werden dem gesamten 
Bedienpersonal kommuniziert. Die persönliche 
Schutzausrüstung wird getragen.

Kommunikationsfehler: Die Grundsätze des 
Team Ressource Managements sind zu beachten. 
Insbesondere ist die Kommunikation im Clo-

2 Je nach verwendetem modell treten in 1 meter Entfernung bis zu 100 dB auf.

sed-Loop-Verfahren durchzuführen. Briefings 
und Besprechungen werden nach Checkliste und 
individuellem Bedarf durchgeführt.

Kollision: Der Drohnensteuerer informiert das ge-
samte Bedienpersonal bei drohenden Kollisionen 
in der Luft. Trümmerflug soll möglichst ausgewi-
chen werden. PSA ist zu tragen.

Lärmemission2: Im Umkreis von 5 Metern um das 
Fluggerät ist ein In-Ear-Gehörschutz zu tragen. 
Bei Betrieb des Fluggeräts in geschlossenen 
Räumen ist dauerhaft ein In-Ear-Gehörschutz zu 
tragen.

Tabelle 1: Risikomatrix
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Bedienpersonal 1 3 3 1 2 3 2 1 2 2

Dritte 1 3 2 1 2 3 2 1 2 2

Tiere (bspw. Suchhund) 3 1 1 2 3 2 1 2 2

andere Luftfahrzeuge 2 1 3 2 3

Eigene Drohne 3 3 1 3 3 2 3 2

andere Infrastruktur 1 1 2 3 1 2 1

umwelt 1 1 2 1 1 1 1 2

Verkehr 1 1 2 3 1 3

* Die unterschiedlichen Konsequenzen der Störungen/Defekte/manipulationen/Fehler müssen gegebenenfalls separat betrachtet werden.

Tabelle 2: Gefährdungsmatrix

nicht anwendbar

In diesem Beispiel nicht betrachtet
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Kontamination: Bei möglicher Kontamination 
ist das Fluggerät im kontaminierten Bereich zu 
landen.

Dritte:
Wetter: Sollte dies notwendig sein, sind Dritte 
(weitere Einsatzkräfte, Patienten, Betroffene und 
Unbeteiligte) anzuweisen, wettergeschützte Orte 
aufzusuchen.

Schnell drehende Rotoren: Es ist sicherzustellen, 
das Dritte einen Mindestabstand von 5 Metern 
zum Fluggerät einhalten. Falls erforderlich, sind 
weitere Kräfte zur Absicherung hinzuzuziehen. 
Das Bedienpersonal ist in Erste-Hilfe-Maßnahmen 
geschult und mit entsprechendem Material ausge-
stattet, um die Erstversorgung sicherzustellen.

Technischer Defekt: Die Checklisten und Prüfun-
gen sind gewissenhaft durchzuführen. Nach dem 
Start erfolgt ein Check aller möglichen Flugma-
növer (Steigen/Sinken, Rollen, Gieren, Vor-/Rück-
wärtsflug). Das Luftfahrzeug wird in der dafür vor-
gesehenen Aufbewahrung verschlossen gelagert.

Sabotage: Die Checklisten und Prüfungen sind ge-
wissenhaft durchzuführen. Nach dem Start erfolgt 
ein Check aller möglichen Flugmanöver (Steigen/
Sinken, Rollen, Gieren, Vor-/Rückwärtsflug). Das 
Luftfahrzeug wird in der dafür vorgesehenen Auf-
bewahrung verschlossen gelagert.

Pilotenfehler: Checklisten sollten nach Möglich-
keit im Vier-Augen-Prinzip abgearbeitet werden. 
Das gesamte Bedienpersonal achtet auf mögliche 
gefährliche Flugsituationen und macht den Droh-
nensteuerer auf diese aufmerksam. Die Grund-
sätze des Team Ressource Managements sind zu 
beachten.

Absturz: Dritte halten sich grundsätzlich nicht in 
An- und Abflugwegen des Fluggerätes auf. Flug-
routen sind so zu planen, dass möglichst keine 
Dritten gefährdet werden. Analog zum Punkt Ver-
letzungen werden Erstversorgungsmaßnahmen 
durchgeführt.

Kommunikationsfehler: Die Grundsätze des 
Team Ressource Managements sind zu beachten. 
Insbesondere ist die Kommunikation im Closed-
Loop -Verfahren durchzuführen. Briefings und 

Besprechungen werden nach Checkliste und 
individuellem Bedarf durchgeführt.

Kollision: Der Drohnensteuerer informiert das 
gesamte Bedienpersonal bei drohenden Kollisio-
nen in der Luft. Flugrouten sind so zu planen, dass 
möglichst keine Dritten gefährdet werden.

Lärmemission: Im Umkreis von 5 Metern um das 
Fluggerät halten sich keine Dritten auf.

Kontamination: In der Regel ist das Fluggerät 
nicht dekontaminierbar. Daher ist bei möglicher 
Kontamination das Fluggerät im kontaminierten 
Bereich zu landen.

Tiere:
Wetter: Wird nicht betrachtet

Schnell drehende Rotoren: Analog zu Dritte. Ver-
letzte Tiere sind einer veterinärmedizinischen 
Behandlung zuzuführen.

Pilotenfehler: Analog zu Dritte

Absturz: Analog zu Dritte. Verletzte Tiere sind 
einer veterinärmedizinischen Behandlung zuzu-
führen.

Kommunikationsfehler: Analog zu Dritte

Kollision: Analog zu Dritte

Lärmemission: Analog zu Dritte

Kontamination: Analog zu Dritte

Andere Luftfahrzeuge:
Wetter: Wird nicht betrachtet, da nicht in Verant-
wortung des Bedienpersonals.

Technische Defekte: Der Luftraumbeobachter 
achtet auf mögliche defekte Luftfahrzeuge im 
Luftraum und meldet diese dem gesamten Bedi-
enpersonal. Die Gefahr einer Kollision mit einem 
defekten Luftfahrzeug wird durch Ausweichen 
minimiert.

Sabotage: Die Checklisten und Prüfungen sind ge-
wissenhaft durchzuführen. Nach dem Start erfolgt 
ein Check aller möglichen Flugmanöver (Steigen/
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Sinken, Rollen, Gieren, Vor-/Rückwärtsflug). Das 
Luftfahrzeug wird in der dafür vorgesehenen Auf-
bewahrung verschlossen gelagert.

Pilotenfehler: Checklisten sollten nach Möglich-
keit im Vier-Augen-Prinzip abgearbeitet werden. 
Das gesamte Bedienpersonal achtet auf mögliche 
gefährliche Flugsituationen und macht den Droh-
nensteuerer auf diese aufmerksam. Die Grund-
sätze des Team Ressource Managements sind zu 
beachten.

Kommunikationsfehler: Die Grundsätze des 
Team Ressource Managements sind zu beachten. 
Insbesondere ist die Kommunikation im Clo-
sed-Loop-Verfahren durchzuführen. Briefings 
und Besprechungen werden nach Checkliste und 
individuellem Bedarf durchgeführt. Bei Einsatz 
von mehreren Luftfahrzeugen an der Einsatzstelle 
sind die Anweisungen des Abschnittsleiters und 
ggf. Flugleiters zu beachten.

Kollision: Der Luftraumbeobachter meldet alle 
sichtbaren Flugbewegungen im Luftraum. Er 
warnt frühzeitig vor möglichen Kollisionen. 
Nötigenfalls sind mehrere Luftraumbeobachter 
einzusetzen. Der Drohnensteuerer informiert das 
gesamte Bedienpersonal bei drohenden Kollisi-
onen in der Luft. Der Drohnensteuerer weicht 
anderen Luftfahrzeugen grundsätzlich aus, um 
Kollisionen zu vermeiden.

Eigene Drohne:
Wetter: Der Betrieb des Luftfahrzeuges ist grund-
sätzlich nur innerhalb der Herstellerangaben 
zulässig. Bei Zweifeln ist nicht zu fliegen.

Technischer Defekt: Die Checklisten und Prüfun-
gen sind gewissenhaft durchzuführen. Nach dem 
Start erfolgt ein Check aller möglichen Flugma-
növer (Steigen/Sinken, Rollen, Gieren, Vor-/Rück-
wärtsflug). Das Luftfahrzeug wird in der dafür vor-
gesehenen Aufbewahrung verschlossen gelagert.

Sabotage: Die Checklisten und Prüfungen sind ge-
wissenhaft durchzuführen. Nach dem Start erfolgt 
ein Check aller möglichen Flugmanöver (Steigen/
Sinken, Rollen, Gieren, Vor-/Rückwärtsflug). Das 
Luftfahrzeug wird in der dafür vorgesehenen Auf-
bewahrung verschlossen gelagert.

Pilotenfehler: Checklisten sollten nach Möglich-
keit im Vier-Augen-Prinzip abgearbeitet werden. 
Das gesamte Bedienpersonal achtet auf mögliche 
gefährliche Flugsituationen und macht den Droh-
nensteuerer auf diese aufmerksam. Die Grund-
sätze des Team Ressource Managements sind zu 
beachten.

Absturz: Die Checklisten und Prüfungen sind 
gewissenhaft und, falls möglich, im Vier-Au-
gen-Prinzip durchzuführen. Nach dem Start 
erfolgt ein Check aller möglichen Flugmanöver 
(Steigen/Sinken, Rollen, Gieren, Vor-/Rückwärts-
flug). Das Fluggerät wird nicht über die Herstelle-
rangaben hinaus belastet. Nach einem Absturz ist 
die Absturzstelle zu sichern, mögliche Verletzte 
sind erstzuversorgen und Rückmeldung über den 
Dienstweg zu geben. Reparaturen am Fluggerät 
erfolgen durch Betriebe, die vom Hersteller zertifi-
ziert wurden.

Kommunikationsfehler: Analog zu Bedienpersonal

Kollision: Der Luftraumbeobachter meldet alle 
sichtbaren Flugbewegungen im Luftraum. Er 
warnt frühzeitig vor möglichen Kollisionen. 
Nötigenfalls sind mehrere Luftraumbeobachter 
einzusetzen. Der Drohnensteuerer informiert das 
gesamte Bedienpersonal bei drohenden Kollisi-
onen in der Luft. Der Drohnensteuerer weicht 
Luftfahrzeugen grundsätzlich aus, um Kollisionen 
zu vermeiden.

Kontamination: Bei möglicher Kontamination 
ist das Fluggerät im kontaminierten Bereich zu 
landen.
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Andere Infrastruktur:
Technischer Defekt: Analog zu eigene Drohne

Sabotage: Analog zu eigene Drohne

Pilotenfehler: Analog zu eigene Drohne

Absturz: Analog zu eigene Drohne

Kommunikationsfehler: Analog zu eigene Drohne

Kollision: Analog zu eigene Drohne

Kontamination: Analog zu eigene Drohne

Umwelt:
Technischer Defekt: Analog zu eigene Drohne

Sabotage: Analog zu eigene Drohne

Pilotenfehler: Analog zu eigene Drohne

Absturz: Analog zu eigene Drohne

Kommunikationsfehler: Analog zu eigene Drohne

Kollision: Analog zu eigene Drohne

Lärmemission: Es sind Flughöhen einzuhalten, 
bei denen die Umwelt möglichst wenig mit Lärm 
belastet wird.

Kontamination: Analog zu eigene Drohne

Verkehr:
Technischer Defekt: Analog zu eigene Drohne

Sabotage: Analog zu eigene Drohne

Pilotenfehler: Analog zu eigene Drohne

Absturz: Analog zu eigene Drohne

Kommunikationsfehler: Analog zu eigene Drohne

Kollision: Analog zu eigene Drohne
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Anhang 3
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1 Betriebsbereitschaft

1.1 Checkliste Herstellen der Einsatzbereitschaft 

Ladezustand Material Aufgeladen

akkus Fluggerät

Fernsteuerung

Bildschirme/Tablets

Sichtbare Beschädigungen Nicht beschädigt

Landegestell

Propeller

Kamera

akkus Fluggerät

Empfänger

Material Vollständig

Drohne

Empfänger

akkus Fluggerät

Bildschirme/Tablets

Verbindungskabel

Fernglas

Empfängergurt

PSA Vollständig

Einsatzbekleidung

Sonnenbrille

Helm

Handschuhe

Schirmmütze
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1.2 Checkliste Einsatzbereitschaft am Einsatzort

Mission Nein Ja

mission mit anfordernder Stelle besprochen

missionsziel im Team besprochen

mission durch Führungskraft vor Ort genehmigt

Flugbetrieb Nein Ja

Weitere Drohnen im Einsatz oder Luftraum

andere Luftfahrzeuge im Einsatz oder Luftraum

Flugleitung am Einsatzort Nein Ja (Name)

Durch eigene Kräfte

Durch weitere/externe Kräfte

Mission durchführbar
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2 Flugvorbereitung

2.1 Checkliste Briefing Drohnensteuerer/Luftraumbeobachter/Führungskraft 

Wetter Nein Ja

Kein niederschlag in 5 km um Einsatzort

Windgeschwindigkeit unter 10 m/sec

Windrichtung

Richtung der störenden Sonneneinstrahlung

Einsatzort Welche? Besprochen

Flugverbotszonen vorhanden

Gefahrenquellen vorhanden

Externe Störfaktoren vorhanden

max. Flughöhe

Weiterer Flugverkehr

Informationsweitergabe Nicht notwendig Informiert

Polizeileitstelle

RD/FW-Leitstelle

Einsatzleitung

Ggf. Veranstalter
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2.2 Checkliste Risikomanagement „Ground Risk Class (GRC)”1

Ground Risk Class Punkte

Startmasse der Drohne

<2 kg 0

2-5 kg +1

5-25 kg +2

>25 kg +4

Was wird  
überflogen?

Risikogebiet
Werden spezielle Bedin-
gungen eingehalten?

ja 0

nein +3

Menschen-
ansammlung

Werden spezielle Bedin-
gungen eingehalten?

ja +2

nein +4

Sonstige Fälle 0

Innerhalb der Sichtweite
ja 0

nein +3

Summe (1)

Korrektur/Schadenshemmung GRC Punkte

Ausmaß des Schadens bei Aufprall auf Menschen wird gesenkt

Keine/gering 0

mittel -1

Hoch -2

Wahrscheinlichkeit des Zusammenstoßes mit Menschen wird 
reduziert

Keine/gering 0

mittel -1

Hoch -2

Summe (2)

Ground Risk Class Summe (1)

Korrektur/Schadenshemmung GRC Summe (2)

Gesamtsumme GRC korrigiert (3)

1 Vgl. nfL 1-1163-17
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2.3 Checkliste Risikomanagement „Air Risk Class (ARC)”1

Air Risk Class Punkte

IFR-Flug Möglich Flugplatz im Um-
kreis von 1,5 km

Relevanter VFR 
Verkehr

Flughöhe

Ja Ja +7

Ja Nein +6

Nein Ja +5

Nein Nein Ja +4

Nein Nein Nein >100 m +3

Nein Nein Nein <100 m +2

Nein Nein Nein <100 m sowie klei-
ner als das höchste 
Gebäude in 100 m 

Entfernung

+1

Wert ARC(4)

Korrektur/Schadenshemmung ARC Punkte

Ausmaß des Schadens bei Aufprall mit Luftfahrzeugen wird 
gesenkt

Keine/gering 0

mittel -1

Hoch -2

Wahrscheinlichkeit des Zusammenstoßes mit Luftfahrzeugen 
wird reduziert

Keine/gering 0

mittel -1

Hoch -2

Summe (5)

Wert ARC(4)

Korrektur/Schadenshemmung ARC Summe(5)

Gesamtsumme ARC korrigiert(6)

1 Vgl. nfL 1-1163-17. Dort finden sich weitere Erläuterungen und Hinweise.
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2.4 Checkliste Risikomanagement ARC + GRC

Gesamtsumme GRC korrigiert (3)

Gesamtsumme ARC korrigiert (6)

Höchster Wert ARC oder GRC (= Risikokategorie) (7)

Risikokategorie (7) Maßnahmen

1-2 (Low Risk) Weiter nach Checkliste; keine weiteren maßnahmen erforderlich

3-4 (Medium Risk) ausführliches Briefing, genaue Flugplanung, ausweichpläne besprechen, 
verstärkte aufmerksamkeit auf gutes GPS-Signal und gute Verbindung von 
Fluggerät und Steuerung

5-7 (High Risk) Güterabwägung, ob Flug notwendig ist, Information „Hochrisikoflug“ an 
Einsatzleitung, sonst wie medium
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3 Flugbetrieb

3.1 Checkliste Vorflugkontrolle

Sichtbare Beschädigungen Nicht beschädigt

Landegestell

Drohnen-Gehäuse

Kamera/Sensoren

Propeller

akkus Fluggerät

Montage Montiert

Propeller

akkus Fluggerät

SD-Karte (sicher eingelegt)

Bildschirm/Tablet an Empfänger montiert

Gimbal-Sicherung lösen

Drohne booten Gecheckt

Start Empfänger

Start Drohne

Start Fluganwendung 

Verbindung zwischen Empfänger und Drohne prüfen

meldung Warm-up

akku auf Ladezustand prüfen 

GPS-Empfang (> 5 Satelliten)

Vor dem Start Gecheckt

Flugmodus GPS kontrolliert

Start der motoren

Gleichmäßiger Lauf der Propeller

Keine Warnmeldung

Rückkehrpunkt und –höhe gesetzt

→ Start
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Nach der Landung Gecheckt

motoren aus

Drohne aus

Empfänger aus

Gimbal-Sicherung montieren

Drohne auf Beschädigungen prüfen

Drohne reinigen

akkus Fluggerät laden

Gerät nach Herstellerangaben verpacken

Sicher und trocken lagern

4 Nachflugkontrolle und Wiederherstellen der Einsatzbereitschaft

3.2 Checkliste Kontrolle der Flugfunktionen nach dem Start vor Missionsbeginn

Funktionsprüfung Gecheckt

Schwebeflug in 2 - 4 metern über Grund

Keine Warnmeldung

Drehen in beide Richtungen 360°

Gieren in beide Richtungen

Vorwärts- und Rückwärtsflug

Sinken und Steigen

→ Missionsstart

3.3 Checkliste Vorbereitung der Landung

Vor der Landung Gecheckt

anflug auf die Landezone

Sinken auf 4 - 10 meter

Kamera max. hochschwenken

Sinken auf 0,5 meter

→ Landen
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5 Erläuterungen

Die vorliegenden Checklisten sind für den Betrieb 
eines Quadrocopters mit einer Startmasse von 
unter zwei Kilogramm (<2 kg) konzipiert. 

Die Nutzung der Checklisten soll neben einer 
sicheren Flugdurchführung auch zur Dokumen-
tation der Tätigkeiten rund um den eigentlichen 
Flug dienen. Darüber hinaus sollen die Checklis-
ten dazu dienen, die Abläufe im Einsatz zu stan-
dardisieren.

Daher sollten diese vor jedem Flug bearbeitet 
werden.

Die Bearbeitung kann bis zu Checkliste 2.3 Risiko-
management ARC während der Vorbereitungen 
im gesamten Team erfolgen. Ab Checkliste 3.1 
Vorflugkontrolle werden die Checklisten gemein-
sam von Drohnensteuerer und Luftraumbeob-
achter bearbeitet. Dabei ist es zweckmäßig, dass 
der Luftraumbeobachter die Checkliste ausfüllt, 
während der Drohnensteuerer als Verantwort-
licher die Prüfungen vornimmt. Dabei soll mit 
geschlossenen Kommunikationskreisläufen ge-
arbeitet werden (z. B. LRB: „Meldung Warm-up.“- 
Drohnensteuerer: „Check, Meldung Warm-up.“). 
Somit ist sichergestellt, dass es zu keinen Missver-
ständnissen kommt.

Zu 1.1 Herstellen der Einsatzbereitschaft

Die Checkliste 1.1 dient dazu, die Vollständigkeit 
und die Einsatzbereitschaft des Materials am 
Heimatstandort zu prüfen, ggf. die Einsatzbereit-
schaft herzustellen oder Material zu ergänzen. Ein 
besonderes Augenmerk sollte hierbei auf der per-
sönlichen Schutzausstattung von Drohnensteue-
rer und Luftraumbeobachter liegen, da sich in der 
Praxis herausgestellt hat, dass z. B. Sonnenbrillen 
und Schirmmützen, unabhängig von Bewölkung 
o. Ä., eine sinnvolle Zusatzausstattung sind.

Zu 1.2 Einsatzbereitschaft am Einsatzort

Mit dieser Checkliste sollen die Einsatzkräfte 
die Machbarkeit ihrer Aufgaben abschätzen. Der 
Fokus liegt auf sicherheitsrelevanten Umfeldfak-

toren wie weiterer Flugverkehr, ggf. Abstimmung 
mit der Flugleitung oder Information der benach-
barten Kräfte.

Zu 2.1 Briefing Drohnensteuerer/Luftraumbeob-
achter/Führungskraft

Alle am Drohneneinsatz unmittelbar beteiligten 
Einsatzkräfte nehmen an dem Briefing zur Ein-
satzvorbereitung teil. Dies wird mit dieser Check-
liste dokumentiert. Neben dem Missionsziel wer-
den das Wetter und vorhandene Gefahrenquellen 
besprochen. Dazu wird sichergestellt, dass die zu 
informierenden Stellen informiert wurden. Dies 
sind insbesondere die zuständige Feuerwehr- und 
Rettungsleitstelle sowie die zuständige Polizei-
leitstelle. Das Informieren dieser Leitstellen kann 
auch über die Einsatzleitung erfolgen.

Zu 2.2/2.3/2.4 Risikomanagement

Analog zum Genehmigungsverfahren für kom-
merzielle Drohnenflüge werden das Boden- und 
das Luftrisiko nach SORA-GER (NfL 1-1163-17) 
bestimmt. Das Ergebnis sind zwei numerische 
Werte, von denen der höhere Wert dem Gesamt-
risiko entspricht. Daraus leiten sich im Anschluss 
Maßnahmen zur Risikominderung ab. Hochrisi-
koflüge sollten vermieden werden.

Mit der Checkliste 2.2 kann die Bodenrisikoklas-
se (Ground Risk Class, GRC) bestimmt werden. 
Dafür wird in die letzte rechte Spalte der jeweils 
relevante und anwendbare Risikowert für den 
Einsatz eingetragen und die Summe errechnet. 
Im Anschluss wird ein Korrekturwert bestimmt. 
Dieser setzt sich aus Möglichkeiten zur Senkung 
des Schadensausmaßes (leichte Bauweise, Propel-
lerschutz etc.) und der Senkung der Wahrschein-
lichkeit eines Zusammenstoßes mit Menschen 
zusammen. Die Werte werden addiert und von 
der Ground Risk Class abgezogen („Gesamtsum-
me GRC korrigiert“).

Mit der Checkliste 2.3 kann die Luftrisikoklas-
se (Air Risk Class, ARC) bestimmt werden. Auch 
hierbei wird der jeweils relevante und anwendba-
re Risikowert eingetragen. Anschließend werden 
Korrekturfaktoren für die Luftrisikoklasse berech-
net und subtrahiert.
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Die SORA-GER (NfL 1-1163-17) gibt weitere Hin-
weise zur Berechnung der Risikoklasse und der 
Definition der verwendeten Begriffe sowie von 
Schadenssenkungen.

Zu 3.1 Vorflugkontrolle

Die Vorflugkontrolle wird von Drohnensteuerer 
und Luftraumbeobachter gemeinsam durchge-
führt. Auf geschlossene Kommunikationskreisläu-
fe ist zu achten.

Zu 3.2 Kontrolle der Flugfunktionen nach dem 
Start vor Missionsbeginn

Diese Checkliste dient der Kontrolle der Steu-
erbarkeit der Drohne in der Luft. Damit wird 
geprüft, ob das Fluggerät alle Steuerbefehle 
ordnungsgemäß ausführt. Die Checkliste wird 
von Drohnensteuerer und Luftraumbeobachter 
gemeinsam durchgearbeitet. Auf geschlossene 
Kommunikationskreisläufe ist zu achten.

Zu 3.3 Vorbereitung der Landung

Diese Checkliste ermöglicht den Einsatzkräften 
eine materialschonende Landung. Die Checkliste 
wird von Drohnensteuerer und Luftraumbeob-
achter gemeinsam durchgearbeitet. Auf geschlos-
sene Kommunikationskreisläufe ist zu achten.

Zu 4. Nachflugkontrolle und Wiederherstellen 
der Einsatzbereitschaft

Diese Checkliste dient den Einsatzkräften dazu, 
die Einsatzbereitschaft der Drohne nach einem 
Flug wiederherzustellen. Ebenfalls dient sie der 
Dokumentation dieser Maßnahmen.
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Anhang 4

Beispiel für ein Betriebshandbuch

für

Drohnentyp: […………………..…………………..] 
Hersteller:  […………………..…………………..] 
Seriennummer: […………………..…………………..] 
Erstbetrieb: […………………..…………………..]

Halter: 

Organisation/Behörde: [Platz für Logo und adresse]

Version: [X.X der Organisation/Behörde]

Datum: TT.mm.JJJJ

Klassifizierung: nur für den internen Gebrauch

Status: Entwurf

[Logo der Organisation/Behörde] nur für den internen Gebrauch  
Betriebshandbuch für Drohnentyp XYZ Stand: TT.mm.JJJJ 
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Änderungsnachweis: 

Version Status Änderung durch gültig ab

[0.1] [Entwurf] [Ersterstellung]

Verantwortlich: 

Rolle Name Abteilung Funktion Unterschrift Datum

autor

Prüfer

[Ggfs. weiterer 
Prüfer]

Genehmigt

Beschreibung Betriebshandbuch für Drohnentyp […………………………….]

Empfänger/Nutzer

Elektronische Dokumentenablage [Laufwerk]

Zugehörige Dokumentationen

Dokumentinformationen

Dieses Betriebshandbuch ist stets beim Betrieb der Drohne mitzuführen. Die Drohne darf nur im Rah-
men der in diesem Handbuch beschriebenen Betriebsbedingungen bzw. gemäß den Herstellerangaben 
betrieben werden.

[Die in diesem Dokument aufgeführten Inhalte und die Struktur sind beispielhaft zusammengestellt 
und haben keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Das Dokument ist organisationsspezifisch zu ergänzen, 
anzupassen bzw. zu vervollständigen.] 

[Erläuterungen zu den einzelnen Inhalten sind in eckigen Klammern und in kursiver Schrift gehalten 
und können bei der Umsetzung entfernt werden.]

[Logo der Organisation/Behörde] nur für den internen Gebrauch  
Betriebshandbuch für Drohnentyp XYZ Stand: TT.mm.JJJJ 
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Musterinhalte für ein Betriebshandbuch

1 Allgemeine Hinweise

[In diesem Abschnitt können grundsätzli-
che  Hinweise und Rahmenbedingungen für 
die Nutzung von Drohnen in der jeweiligen 
Behör de/Organisation aufgeführt werden.]

2 Einsatzvoraussetzungen

2.1 Mindestausstattung Drohne
2.2 Mindestausrüstung Drohnensteuerer
2.3 Kennzeichnung Drohne
2.4 Lichterführung
2.5 Sonstiges

3 Einsatzpersonal

[In diesem Abschnitt werden die konkre-
ten  erfor derlichen Voraussetzungen für das 
Einsatzpersonal in der Behörde/Organisation 
beschrieben. Ebenso werden die konkreten 
Umsetzungen (wer, mit wem, wie, wann etc.) 
definiert.]

3.1 Drohnensteuerer
3.2 Luftraumbeobachter
3.3 Abschnittsleiter Drohne
3.4 Flugleiter Drohne
3.5 Zuständigkeiten
3.6 Ausbildung

[Im Abschnitt Ausbildung wird für die 
einzelnen Funktionen und Aufgaben-
bereiche beschrieben, wie die konkrete 
Ausbildung in der Behörde/Organi-
sation erfolgt. Wenn die Ausbildungs-
module einer anderen Organisation in 
Anspruch genommen werden, sollte 
dies hier aufgeführt werden. Wird die 
Ausbildung eigenständig durchgeführt, 
werden an dieser Stelle die einzelnen 
Lehrberechtigungen definiert.]

3.6.1 Ausbildung zum Drohnensteuerer 
3.6.2 Theoretische Ausbildung
3.6.3 Praktische Ausbildung
3.6.4 Fortbildung Drohnensteuerer 
3.6.5 Berechtigungen Drohnensteuerer

3.6.6 Lehrberechtigungen
3.6.7 Ausbildung Luftraumbeobachter
3.6.8 Ausbildung Flugleiter Drohnen
3.6.9  Ausbildung Abschnittsleiter 

Drohnen

4 Sicherheit beim Einsatz

[In diesem Abschnitt werden alle Sicherheits-
aspekte des Einsatzes beschrieben.]

4.1 Herstellen der Einsatzbereitschaft

[Im Folgenden wird definiert, welche 
Bedin gungen für einen sicheren Einsatz 
erfüllt sein müssen. Dafür ist zu be-
schreiben, welche per sonellen, techni-
schen und flugbetrieblichen Bedingun-
gen erfüllt sein müssen. Darüber hinaus 
sind konkrete Handlungsanweisungen 
für die einsatzbezogene Risikobewer-
tung zu geben.]

4.1.1 Personell
4.1.2 Technisch
4.1.3 Flugbetrieblich und luftrechtlich
4.1.4  Einsatzbezogene Risikobewertung

4.2 Einsatzausschlussbedingungen

[In diesem Abschnitt soll definiert wer-
den, unter welchen Bedingungen kein 
Einsatz erfolgen darf.]

4.2.1 Personell
4.2.2 Technisch
4.2.3 Meteorologisch

4.3 Einsatzabbruchbedingungen

[In diesem Abschnitt soll definiert wer-
den, unter welchen Bedingungen der 
Einsatz abgebrochen werden muss.]

4.3.1 Personell
4.3.2 Technisch
4.3.3 Luftrechtlich
4.3.4 Meteorologisch
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5 Einsatztaktik und –verfahren

[In diesem Abschnitt werden die jeweiligen 
Verfahren für einen Einsatz der Drohne(n) 
beschrieben. Idealerweise werden auch 
jeweilige konkrete (namentliche) Zuständig-
keiten für Koordination und Kommunikati-
on definiert.]

5.1  Koordination und Kommunikation im 
 Einsatz

5.2 Start- und Landeplatz
5.3 Standardverfahren Flugplanung
5.4 Gleichzeitiger Einsatz mehrerer Drohnen
5.5 Wiederherstellen der Einsatzbereitschaft
5.6  Dokumentation und 

 Aufbewahrungsfristen

6 Datensicherheit

[Beschreibungen von technischen und 
organisatorischen Maßnahmen zum Schutz 
vor unbefugtem Zugriff auf die erhobenen 
Daten]

7 Datenverarbeitung

[Wenn Sensordaten aufgezeichnet werden, 
können hier Bestimmungen zusammen-
gefasst werden, die besagen, wie mit den 
Daten umgegangen wird. Dazu zählen bspw. 
die Speicherung der Daten (in der Droh-ne, 
Dateiablage etc.), die Weitergabe an weitere 
Stellen (Berechtigungen), Datenformate, 
Zugriffskontrolle und Löschfristen. Per-
sonenbezogene Daten sind nach daten-
schutzrechtlichen Vorgaben (vgl. Kap. 3.3 der 
Gemeinsamen Regelungen) zu handhaben.]

8 Instandhaltung

8.1 Im/nach dem Einsatz
8.2 Wartung

9 Notfallverfahren

[Im Abschnitt Notfallverfahren werden 
mögliche Notfälle (Störungen, Ausfälle, Un-
fälle) betrachtet und konkrete Maßnahmen 
beschrieben. Dabei sollen die Angaben des 
Systemherstellers beachtet werden.]

9.1 Ausfall GPS 

[Signalverlust, Defekt etc.]

9.2 Ausfall weiterer Assistenzsysteme

[Höhenmesser, Abstandsmesser, IMU etc.]

9.3  Beeinträchtigung und/oder Ausfall der 
Steuerung

[Abbruch der Kommunikation, 
 Signalstörung, Defekt von Rotoren etc.]

9.4 Ausfall der Datenübertragung

[Abbruch der Kommunikation, 
 Signalstörung etc.]

9.5 Absturz des Gerätes

9.6 Anprall des Gerätes

[Wenn ein Fluggerät gegen einen 
 anderen Gegenstand anprallt, z. B. gegen 
eine Hauswand]

9.7  Zusammenstoß mit anderem 
 Luftfahrzeug

9.8 Zusammenstoß mit Vogel

10 Haftung und Versicherung
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Anhang 5a
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Anhang 5b
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Anhang 6

Luftraumspezifische Besonderheiten und Bereiche mit erhöhten Betriebsrisiken 
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Anhang 7 

Geräte- und einsatzspezifische Rahmenbedingungen

Si
ch

er
e 

St
ar

t-
 u

nd
 L

an
de

zo
ne

 e
in

ric
ht

en

G
er

ät
e-

 u
nd

 e
in

sa
tz

sp
ez

i�
sc

he
 R

ah
m

en
be

di
ng

un
ge

n

Be
m

an
nt

er
 L

uf
tf

ah
rt

 is
t a

us
zu

w
ei

ch
en

K
en

nz
ei

ch
nu

ng
sp

�
ic

ht
 

ab
 0

,2
5 

kg

M
ax

 M
us

te
rm

an
n

M
us

te
rm

an
ns

tr
aß

e 
1

00
00

0 
M

us
te

rh
au

se
n

G
en

eh
m

ig
un

gs
p�

ic
ht

ab
 2

5 
kg

Bu
nd

es
am

t f
ür

 B
ev

öl
ke

ru
ng

ss
ch

ut
z 

un
d 

K
at

as
tr

op
he

nh
ilf

e
St

an
d:

 Ja
nu

ar
 2

01
9

Be
i F

lu
g 

au
ße

rh
al

b 
Si

ch
t:

be
so

nd
er

e 
R

is
ik

oa
bw

äg
un

g!

N
ac

ht
�

ug
:

A
us

re
ic

he
nd

e 
Be

le
uc

ht
un

g 
de

s
Fl

ug
ge

rä
ts

 (v
om

 D
ro

hn
en

-
fü

hr
er

 a
us

), 
au

sr
ei

ch
en

d 
fü

r 
be

m
an

nt
e 

Lu
ft

fa
hr

t 
er

ke
nn

ba
r.

A
bw

ur
fv

er
bo

t



anHanG 8 • 65

Anhang 8

Verantwortungsbereiche und Zuständigkeiten der Koordinierung mehrerer  
Luftfahrzeuge an einem Einsatzort
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Anhang 9

Ausschnitt aus der  Luftverkehrs- Ordnung 
(LuftVO)

„Luftverkehrs-Ordnung vom 29. Oktober 2015 
(BGBl. I S. 1894), die zuletzt durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 11. Juni 2017 (BGBl. I S. 1617) 
geändert worden ist“

Abschnitt 5a
Betrieb von unbemannten  Luftfahrtsystemen 
und Flugmodellen

§ 21a
Erlaubnisbedürftiger Betrieb von unbemannten 
Luftfahrtsystemen und Flugmodellen

(1) Der Betrieb von folgenden unbemannten 
Luftfahrtsystemen und Flugmodellen bedarf 
der Erlaubnis:

1. unbemannte Luftfahrtsysteme und 
Flugmodelle mit mehr als 5 Kilogramm 
Startmasse,

2. unbemannte Luftfahrtsysteme und 
Flugmodelle mit Raketenantrieb, sofern die 
Masse des Treibsatzes mehr als 20 Gramm 
beträgt,

3. unbemannte Luftfahrtsysteme und 
Flugmodelle mit Verbrennungsmotor, 
die in einer Entfernung von weniger 
als 1,5 Kilometern von Wohngebieten 
betrieben werden,

4. unbemannte Luftfahrtsysteme und 
Flugmodelle aller Art in einer Entfernung 
von weniger als 1,5 Kilometern von 
der Begrenzung von Flugplätzen; auf 
Flugplätzen bedarf der Betrieb von 
unbemannten Luftfahrtsystemen und 
Flugmodellen darüber hinaus der 
Zustimmung der Luftaufsichtsstelle und 
der Flugleitung,

5. unbemannte Luftfahrtsysteme und 
Flugmodelle aller Art bei Nacht im 
Sinne des Artikel 2 Nummer 97 der 
Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 923/2012.

(2) Keiner Erlaubnis nach Absatz 1 und keines 
Nachweises nach Absatz 4 bedarf der Betrieb 
von unbemannten Luftfahrtsystemen durch 
oder unter Aufsicht von 

1. Behörden, wenn dieser zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben stattfindet;

2. Organisationen mit Sicherheitsaufgaben 
im Zusammenhang mit Not- und 
Unglücksfällen sowie Katastrophen.

Absatz 1 Nummer 4 zweiter Teilsatz gilt 
entsprechend.

(3) Die Erlaubnis wird erteilt, wenn

1. der beabsichtigte Betrieb von 
unbemannten Fluggeräten nach Absatz 1 
und die Nutzung des Luftraums nicht 
zu einer Gefahr für die Sicherheit 
des Luftverkehrs oder die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung, insbesondere zu 
einer Verletzung der Vorschriften über den 
Datenschutz und über den Naturschutz, 
führen und 

2. der Schutz vor Fluglärm angemessen 
berücksichtigt ist.

§ 20 Absatz 5 gilt entsprechend.
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(4) Steuerer von unbemannten Fluggeräten mit 
einer Startmasse von mehr als 2 Kilogramm 
müssen ab dem 1. Oktober 2017 auf Verlangen 
Kenntnisse in 

1. der Anwendung und der Navigation dieser 
Fluggeräte,

2. den einschlägigen luftrechtlichen 
Grundlagen und

3. der örtlichen Luftraumordnung

nach Satz 3 nachweisen. Satz 1 gilt nicht, 
sofern der Betrieb auf Geländen stattfindet, 
für die eine allgemeine Erlaubnis zum Aufstieg 
von Flugmodellen erteilt und für die eine 
Aufsichtsperson bestellt worden ist. 

Der Nachweis wird erbracht durch

1. eine gültige Erlaubnis als 
Luftfahrzeugführer oder eine beglaubigte 
Kopie derselben,

2. eine Bescheinigung über eine bestandene 
Prüfung von einer nach § 21d vom 
Luftfahrt-Bundesamt anerkannten Stelle 
oder

3. eine Bescheinigung über eine erfolgte 
Einweisung durch einen beauftragten 
Luftsportverband oder einen von ihm 
beauftragten Verein nach § 21e für den 
Betrieb eines Flugmodells.

(5) Die zuständige Behörde bestimmt nach 
pflichtgemäßem Ermessen, ob dem Antrag 
auf Erteilung einer Erlaubnis weitere 
Unterlagen beigefügt werden müssen. Sie kann 
insbesondere noch verlangen:

1. den Nachweis, dass der 
Grundstückseigentümer oder sonst 
Berechtigte dem Aufstieg zugestimmt hat,

2. das Gutachten eines Sachverständigen 
über die Eignung des Geländes und des 
betroffenen Luftraums für den Betrieb von 
unbemannten Luftfahrtsystemen oder 
Flugmodellen,

3. weitere fachspezifische Bewertungen oder 
Gutachten, insbesondere zum Natur- und 
Lärmschutz, sofern diese im Einzelfall 
erforderlich sind.

(6) Schutzvorschriften insbesondere 
des Bundesnaturschutzgesetzes, 
Rechtsvorschriften, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen worden sind oder 
fortgelten, sowie das Naturschutzrecht 
der Länder, sowie die Pflicht zur 
ordnungsgemäßen Flugvorbereitung im 
Sinne von Anhang SERA.2010 Buchstabe b der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 923/2012 
bleiben unberührt.
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§ 21b 
Verbotener Betrieb von unbemannten 
Luftfahrtsystemen und Flugmodellen

(1) Der Betrieb von unbemannten 
Luftfahrtsystemen und Flugmodellen ist 
verboten, sofern er nicht durch eine in § 21a 
Absatz 2 genannte Stelle oder unter deren 
Aufsicht erfolgt,

1. außerhalb der Sichtweite des Steuerers 
nach Maßgabe des Satzes 2, sofern die 
Startmasse des Geräts 5 Kilogramm und 
weniger beträgt,

2. über und in einem seitlichen Abstand von 
100 Metern von Menschenansammlungen, 
Unglücksorten, Katastrophengebieten und 
anderen Einsatzorten von Behörden und 
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben 
sowie über mobilen Einrichtungen und 
Truppen der Bundeswehr im Rahmen 
angemeldeter Manöver und Übungen, 

3. über und in einem seitlichen Abstand 
von 100 Metern von der Begrenzung von 
Industrieanlagen, Justizvollzugsanstalten, 
Einrichtungen des Maßregelvollzugs, 
militärischen Anlagen und Organisationen, 
Anlagen der Energieerzeugung und 
-verteilung sowie über Einrichtungen, in 
denen erlaubnisbedürftige Tätigkeiten der 
Schutzstufe 4 nach der Biostoffverordnung 
ausgeübt werden, soweit nicht der 
Betreiber der Anlage dem Betrieb 
ausdrücklich zugestimmt hat,

4. über und in einem seitlichen Abstand von 
100 Metern von Grundstücken, auf denen 
die Verfassungsorgane des Bundes oder der 
Länder oder oberste und obere Bundes- 
oder Landesbehörden oder diplomatische 
und konsularische Vertretungen sowie 
internationale Organisationen im Sinne 
des Völkerrechts ihren Sitz haben sowie 
von Liegenschaften von Polizei und 
anderen Sicherheitsbehörden, soweit 
nicht die Stelle dem Betrieb ausdrücklich 
zugestimmt hat,

5. über und in einem seitlichen Abstand 
von 100 Metern von Bundesfernstraßen, 
Bundeswasserstraßen und Bahnanlagen, 
soweit nicht die zuständige Stelle dem 
Betrieb ausdrücklich zugestimmt hat,

6. über Naturschutzgebieten im 
Sinne des § 23 Absatz 1 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, 
Nationalparken im Sinne des § 24 
des Bundesnaturschutzgesetzes 
und über Gebieten im Sinne des 
§ 7 Absatz 1 Nummer 6 und 7 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, soweit der 
Betrieb von unbemannten Fluggeräten in 
diesen Gebieten nach landesrechtlichen 
Vorschriften nicht abweichend geregelt ist,

7. über Wohngrundstücken, wenn 
die Startmasse des Geräts mehr als 
0,25 Kilogramm beträgt oder das Gerät 
oder seine Ausrüstung in der Lage sind, 
optische, akustische oder Funksignale 
zu empfangen, zu übertragen oder 
aufzuzeichnen, es sei denn, der durch 
den Betrieb über dem jeweiligen 
Wohngrundstück in seinen Rechten 
betroffene Eigentümer oder sonstige 
Nutzungsberechtigte hat dem Überflug 
ausdrücklich zugestimmt,

8. in Flughöhen über 100 Metern über Grund, 
es sei denn, 

a) der Betrieb findet auf einem Gelände 
im Sinne des § 21a Absatz 4 Satz 2 statt, 
oder,

b) soweit es sich nicht um einen 
Multicopter handelt, der Steuerer ist 
Inhaber einer gültigen Erlaubnis als 
Luftfahrzeugführer oder verfügt über 
eine Bescheinigung entsprechend § 21a 
Absatz 4 Satz 3 Nummer 2 oder 3,

9. unbeschadet des § 21 in Kontrollzonen, 
es sei denn, die Flughöhe übersteigt nicht 
50 Meter über Grund,
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10. zum Transport von Explosivstoffen und 
pyrotechnischen Gegenständen, von 
radioaktiven Stoffen, von gefährlichen 
Stoffen und Gemischen gemäß § 3 der 
Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen, 
von Biostoffen der Risikogruppen 2 bis 4 
gemäß § 3 Absatz 1 der Biostoffverordnung 
sowie von Gegenständen, Flüssigkeiten 
oder gasförmigen Substanzen, die geeignet 
sind, bei Abwurf oder Freisetzung Panik, 
Furcht oder Schrecken bei Menschen 
hervorzurufen,

11. über und in einem seitlichen Abstand 
von 100 Metern von der Begrenzung von 
Krankenhäusern.

Der Betrieb erfolgt außerhalb der Sichtweite des 
Steuerers, wenn der Steuerer das unbemannte 
Fluggerät ohne besondere optische Hilfsmittel 
nicht mehr sehen oder seine Fluglage nicht mehr 
eindeutig erkennen kann. Als nicht außerhalb 
der Sichtweite des Steuerers gilt der Betrieb eines 
unbemannten Fluggeräts mithilfe eines visuellen 
Ausgabegeräts, insbesondere einer Videobrille, 
wenn dieser Betrieb in Höhen unterhalb von 
30 Metern erfolgt und

1. die Startmasse des Fluggeräts nicht mehr 
als 0,25 Kilogramm beträgt oder wenn

2. der Steuerer von einer anderen Person, die 
das Fluggerät ständig in Sichtweite hat und 
die den Luftraum beobachtet, unmittelbar 
auf auftretende Gefahren hingewiesen 
werden kann.

(2) Der Betrieb von unbemannten 
Luftfahrtsystemen mit einer Startmasse 
von mehr als 25 Kilogramm ist verboten. 
Die zuständige Behörde kann, zum 
Beispiel für einen Betrieb zu land- oder 
forstwirtschaftlichen Zwecken, auf Antrag 
Ausnahmen von dem Verbot nach Satz 1 
zulassen, wenn die Voraussetzungen von § 21a 
Absatz 3 Satz 1 erfüllt sind. § 20 Absatz 5 und 
§ 21a Absatz 5 und 6 gelten entsprechend. 

(3) In begründeten Fällen kann die 
zuständige Behörde Ausnahmen von den 
Betriebsverboten nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 9 zulassen, wenn die 
Voraussetzungen von § 21a Absatz 3 Satz 1 
erfüllt sind. § 20 Absatz 5 und § 21a Absatz 5 
und 6 gelten entsprechend.

(4) Das Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur evaluiert die 
Auswirkungen der in Absatz 1 Nummer 8 
enthaltenen Höhenbegrenzung auf den 
Betrieb von bemannten Luftfahrzeugen in 
dem Höhenband zwischen 50 und 100 Metern 
über einen Zeitraum von zwei Jahren ab dem 
7. April 2017.
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§ 21c
Zuständige Behörde

Zuständige Behörde für die Erteilung der 
Erlaubnis nach § 21a Absatz 1 sowie für die 
Erteilung der Ausnahmegenehmigung nach 
§ 21b Absatz 2 und 3 ist die örtlich zuständige 
Luftfahrtbehörde des Landes.

§ 21d
Bescheinigungen zum Nachweis ausreichender 
Kenntnisse und Fertigkeiten; anerkannte Stellen

(1) Die Bescheinigung nach § 21a Absatz 4 Satz 3 
Nummer 2 wird von einer nach Absatz 2 
anerkannten Stelle nach Bestehen einer 
Prüfung ausgestellt. Die Bescheinigung gilt 
fünf Jahre.

(2) Das Luftfahrt-Bundesamt erkennt auf Antrag 
Stellen für die Erteilung der Bescheinigung 
an, wenn der Prüfungsumfang geeignet ist, 
die Qualifikation des Steuerers festzustellen. 
Außerdem müssen die Stellen zur 
Anerkennung durch das Luftfahrt-Bundesamt

1. in angemessenem Umfang über 
qualifiziertes Personal und über geeignete 
Räumlichkeiten zur Abnahme der 
Prüfungen verfügen und

2. eine Beschreibung vorlegen, in der die 
Prüfungs- und Bewertungsverfahren, 
die Maßnahmen zur Qualitätssicherung 
und zur Vermeidung und Aufdeckung 
von Täuschungsversuchen, die 
Organisationsstruktur und die 
Qualifikation des Schulungspersonals 
festgehalten sind.

Die Anerkennung kann mit Nebenbestimmungen 
versehen, insbesondere mit Auflagen verbunden 
werden.

(3) Der Bewerber muss das 16. Lebensjahr 
vollendet haben und hat der anerkannten 
Stelle vor der Prüfung folgende Unterlagen 
vorzulegen:

1. ein gültiges Identitätsdokument,

2. bei Minderjährigkeit die Zustimmung des 
gesetzlichen Vertreters,

3. eine Erklärung über laufende Ermittlungs- 
oder Strafverfahren und

4. ein Führungszeugnis nach § 30 Absatz 1 
des Bundeszentralregistergesetzes, sofern 
er sich erstmals um eine Bescheinigung 
bewirbt.

(4) Die Prüfung kann auch in einem internet-
gestützten Verfahren abgelegt werden. 
Das Luftfahrt-Bundesamt kann dafür 
Ausnahmen von dem Erfordernis geeigneter 
Räumlichkeiten nach Absatz 2 Satz 2 
Nummer 1 zulassen, wenn der Antragsteller 
nachweist, dass eine Täuschung über die 
Identität des Bewerbers ausgeschlossen ist.

(5) Das Luftfahrt-Bundesamt legt die Form der 
Bescheinigung fest und veröffentlicht sie in 
den „Nachrichten für Luftfahrer“.

(6) Die anerkannte Stelle führt ein Verzeichnis 
über die Namen und Anschriften der geprüften 
Bewerber. In diesem Verzeichnis sind auch 
Täuschungsversuche zu vermerken.

(7) Das Luftfahrt-Bundesamt führt die Aufsicht 
über die anerkannten Stellen. Beschäftigte des 
Luftfahrt-Bundesamtes sind hierbei befugt, die 
Räumlichkeiten der Stellen zu den üblichen 
Betriebs- und Geschäftszeiten zu betreten und 
entsprechende Ermittlungen vorzunehmen. 
Sie sind zu Aufsichtszwecken auch befugt, 
einer Prüfung beizuwohnen und Einsicht in 
das Verzeichnis nach Absatz 6 zu nehmen.
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§ 21e
Bescheinigungen zum Nachweis ausreichender 
Kenntnisse und Fertigkeiten zum Betrieb von 
Flugmodellen

(1) Die Bescheinigung gemäß § 21a Absatz 4 Satz 3 
Nummer 3 für Flugmodelle wird von einem 
sachkundigen Benannten eines nach den §§ 1 
oder 4a der Verordnung zur Beauftragung 
von Luftsportverbänden beauftragten 
Luftsportverbandes oder eines von ihm 
beauftragten Vereins nach einer Einweisung 
erteilt. Die Bescheinigung gilt fünf Jahre. Die 
beauftragten Luftsportverbände legen die 
Vorgaben für das Verfahren der Erteilung der 
Bescheinigung fest.

(2) Der Bewerber muss das 14. Lebensjahr 
vollendet haben. Bei Minderjährigkeit ist 
die Zustimmung des gesetzlichen Vertreters 
nachzuweisen.

§ 21f
Ausweichregeln für unbemannte Fluggeräte

Steuerer von unbemannten Luftfahrtsystemen 
und Flugmodellen haben dafür Sorge zu 
tragen, dass diese bemannten Luftfahrzeugen 
und unbemannten Freiballonen im Sinne von 
Anlage 2 der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 923/2012 ausweichen.
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Glossar

Begriff Abkürzung Definition

Aeronautical 
 Information 
 Publication

aIP → Luftfahrthandbuch

Standardisiertes nachschlagewerk mit luftfahrtrelevanten 
Informationen und Vorschriften. (Vgl. ICaO: annex 15 to the 
Convention on International Civil aviation – aeronautical Infor-
mation Service)

Akkumulator akku Wiederaufladbarer Stromspeicher

Assistenzsysteme Systeme, die den Drohnensteuerer bei seiner aufgabe unter-
stützen, bspw. GPS, Lagesensoren, Return to home-Funktion

Bahnanlagen „Bahnanlagen sind alle Grundstücke, Bauwerke und sonstigen 
Einrichtungen einer Eisenbahn, die unter Berücksichtigung 
der örtlichen Verhältnisse zur abwicklung oder Sicherung des 
Reise- oder Güterverkehrs auf der Schiene erforderlich sind. 
Dazu gehören auch nebenbetriebsanlagen sowie sonstige 
anlagen einer Eisenbahn, die das Be- und Entladen sowie den 
Zu- und abgang ermöglichen oder fördern. Es gibt Bahnanla-
gen der Bahnhöfe, der freien Strecke und sonstige Bahnanla-
gen. Fahrzeuge gehören nicht zu den Bahnanlagen.“ (Siehe § 4 
Satz 1 Zweiter abschnitt Bahnanlagen der Eisenbahn-Bau- und 
Betriebsordnung (EBO))

Behörden und 
Organisationen 
mit Sicherheits-
aufgaben

BOS „Staatliche (polizeiliche und nichtpolizeiliche) sowie nichtstaat-
liche akteure, die spezifische aufgaben zur Bewahrung und/
oder Wiedererlangung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
wahrnehmen. Konkret sind dies z. B. die Polizei, die Feuerwehr, 
das THW, die Katastrophenschutzbehörden der Länder oder die 
privaten Hilfsorganisationen, sofern sie im Bevölkerungsschutz 
mitwirken.“

(Siehe BBK-Glossar – ausgewählte zentrale Begriffe des Bevöl-
kerungsschutzes, Stand: Sept. 2018)

Betriebsverbote Beschränkungen des Betriebs von Drohnen über und in der 
nähe von bestimmten sensiblen Bereichen oder anlagen, da 
dort Rechtsgüter in besonderem maße gefährdet sind. (Siehe 
§ 21b der Luftverkehrs-Ordnung (Luft-VO))

Beyond Visual Line 
Of Sight/Beyond 
Line Of Sight

BVLOS/ 
BLOS

Flug ohne direkte Sichtverbindung
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Begriff Abkürzung Definition

Bundesfernstraßen „Bundesstraßen des Fernverkehrs (Bundesfernstraßen) sind 
öffentliche Straßen, die ein zusammenhängendes Verkehrsnetz 
bilden und einem weiträumigen Verkehr dienen oder zu dienen 
bestimmt sind.“

(Siehe § 1 absatz 1-5 ff. des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG))

Bundesstelle für 
Flug unfall unter-
suchung

BFu Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Verkehr und digitale Infrastruktur

Die BFu hat die aufgabe, unfälle und schwere Störungen beim 
Betrieb von Luftfahrzeugen in Deutschland zu untersuchen und 
deren ursachen zu ermitteln. (Vgl. https://www.bfu-web.de/
DE/Home/homepage_node.html, abgerufen am 11.02.2019 um 
18.17 h)

Bundeswasser-
straßen

„Bundeswasserstraßen […] sind:

1. die Binnenwasserstraßen des Bundes, die dem allgemeinen 
Verkehr dienen […]

2. die Seewasserstraßen.“

(Vgl. § 1 absatz 1 des Bundeswasserstraßengesetzes (WaStrG))

Detektion Das Feststellen oder aufspüren von messwerten, bspw. im 
 Gefahrstoffbereich

Deutsche 
 Flug sicherung

DFS Die DFS Deutsche Flugsicherung GmbH ist für die Flugver-
kehrskontrolle in Deutschland zuständig. Sie ist eine GmbH 
im Besitz der Bundesrepublik Deutschland und im auftrag des 
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur für 
die Verkehrssicherheit im Luftraum zuständig.

(Vgl. https://www.dfs.de/dfs_homepage/de/unterneh-
men/%C3%9Cber%20uns/, abgerufen am 13.02.2019 um 
12.11 h)

Dienstvor-
schrift 100

DV100 Die Dienstvorschrift 100 „Führung und Leitung im Einsatz“ 
(DV 100) regelt Grundsätzliches der Führung. In dieser Dienst-
vorschrift wird ein Führungssystem beschrieben, das die 
Führungsorganisation, den Führungsvorgang und die Füh-
rungsmittel erläutert und festlegt. Die aktuelle DV 100 wurde 
maßgeblich von der Ständigen Konferenz für Katastrophenvor-
sorge und Bevölkerungsschutz (SKK) erarbeitet und über den 
ausschuss für Feuerwehrangelegenheiten, Katastrophenschutz 
und zivile Verteidigung (aFKzV) zur anwendung bei den Feuer-
wehren in den Ländern empfohlen. Die DV 100 ist Grundlage 
für weitere vergleichbare Dienstvorschriften, z. B. der Polizei 
und der Hilfsorganisationen. (auszug aus diversen DV 100)

Einsatzabschnitts-
leiter

EaL Die für die technisch-taktische Einsatzdurchführung in einem 
Einsatzabschnitt verantwortliche Führungskraft. (Vgl. DV 100)

https://www.bfu-web.de/DE/Home/homepage_node.html
https://www.bfu-web.de/DE/Home/homepage_node.html
https://www.dfs.de/dfs_homepage/de/Unternehmen/%C3%9Cber%20uns/
https://www.dfs.de/dfs_homepage/de/Unternehmen/%C3%9Cber%20uns/
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Begriff Abkürzung Definition

Einsatz-
durchführung

Festlegen von Einsatzschwerpunkten, Bestimmen erforderli-
cher Einsatzkräfte, Einsatzmittel und Reserven, Festlegen der 
Befehls stelle, Bestimmen und Einweisen von Führungskräften 
etc. (Vgl. DV 100)

Einsatzleiter EL Der Einsatzleiter leitet gesamtverantwortlich alle ihm an der 
Einsatzstelle unterstellten Einsatzkräfte. Er hat die Tätigkeiten 
aller beteiligten Stellen zu koordinieren. Ihm obliegt die Be-
fehlsgewalt. Der Einsatzleiter hat die aufgabe der Lageerkun-
dung und der Einsatzdurchführung. (Vgl. DV 100)

Einsatzleitung EL Die Einsatzleitung hat die aufgabe, alle maßnahmen zur ab-
wehr der Gefahren und zur Begrenzung der Schäden zu veran-
lassen. Insbesondere gilt es, die Einsatzkräfte möglichst wir-
kungsvoll an meist unbekannten Orten und bei nicht vollständig 
bekanntem oder erkundetem Schadenumfang einzusetzen. Die 
Einsatzleitung wird oft mit mehreren Fachkräften, die über eine 
Führungsausbildung verfügen, besetzt. (Vgl. DV 100)

Einsatzmittel alle Geräte, Fahrzeuge, Verbrauchsmaterial und Hilfsmittel, um 
einen Einsatz zu bewältigen. (Vgl. DV 100)

Einsatzorganisation Geplanter ablauf eines Einsatzes, bspw. Ordnen des Schadenge-
bietes nach Schwerpunkten, Festlegen der Führungsorganisati-
on, Festlegen der Befehlsstelle, Festlegen von Bereitstellungs-
räumen, Einrichten von Sammelstellen. (Vgl. DV 100)

Einsatzplanung Planung ist systematisches Bewerten von Informationen und 
Fakten, woraus sich die Festlegung von maßnahmen ergibt. Die 
Planung beinhaltet die Beurteilung und den Entschluss. Die Pla-
nung ist so durchzuführen, dass es weder zu überstürztem Han-
deln kommt noch zeitgerechtes Handeln verhindert wird. Die 
Planung muss klar, einfach und ausführbar sein. (Vgl. DV 100)

Flugbeschrän-
kungsgebiete

ED-R Flugbeschränkungsgebiete sind Lufträume von festgelegten 
ausmaßen über den Landgebieten oder Hoheitsgewässern 
eines Staates, in denen Flüge von Luftfahrzeugen aufgrund 
bestimmter Bedingungen eingeschränkt sind. Sie werden in 
ICaO- Karten als ED-R gekennzeichnet (E für nordeuropa, D 
für Deutschland, R für restricted), bekommen eine Ordnungs-
zahl zugeteilt und werden per nOTam oder aIP publiziert. 
(Vgl. artikel 2 Punkt 111 der Durchführungsverordnung (Eu) 
nr. 923/2012)

Flugbuch Das Flugbuch dient der Dokumentation  aller Flüge eines Droh-
nensteuerers. (In  anlehnung an nfL 2-330-17 i. V. m. Verord-
nung (Eu) nr. 1178/2011 FCL.050)
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Begriff Abkürzung Definition

Fluggeräte, 
 unbemannte

→ Luftfahrzeug

unbemannte Fluggeräte einschließlich ihrer Kontroll station, 
die nicht zu Zwecken des Sports oder der Freizeitgestaltung 
betrieben werden, sind unbemannte Luftfahrtsysteme. (Vgl. § 1 
absatz 2 Satz 2 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG))

Da im zivilen Bereich weitere unterschiedliche Begrifflichkeiten 
wie multicopter, uaS, uaV, RPaS, aber auch Drohnen etc. ver-
wendet werden, haben sich die Behörden und Organisationen, 
welche die vorliegenden „Gemeinsamen Regelungen für den 
Einsatz von Drohnen im Bevölkerungsschutz“ entwickelt haben, 
für den fliegenden Teil eines unbemannten Luftfahrtsystems auf 
den im deutschen Sprachgebrauch gängigen Begriff „Drohne“ 
verständigt.

Fluglage Die Fluglage ist die Lage im dreidimensionalen Raum, die ein 
Luftfahrzeug gerade einnimmt. Sie ist von besonderer Bedeu-
tung für die Flugsteuerung, da eine stabile Fluglage für den 
normalen Flug aufgrund der aerodynamik nur innerhalb gewis-
ser Grenzen möglich ist. Die Fluglage besteht aus verschiedenen 
Flugmanövern oder dem Stillstand in der Luft. Die Flugmanöver 
im Einzelnen sind Sinken und Steigen (Pitchen), seitwärts links 
oder rechts (Rollen), vorwärts und rückwärts (nicken) und Dre-
hen um die eigene achse (Gieren).

Flugleiter Flugleiter sind auf unkontrollierten Flugplätzen die Vertreter 
des Flugplatzhalters. Sie sorgen für einen geordneten Betrieb 
des Platzes gemäß den Festlegungen der Genehmigungsbehör-
de. In der jeweiligen Betriebsgenehmigung ist die anwesenheit 
eines Flugleiters vorgeschrieben. Ein Flugbetrieb ohne Fluglei-
ter kann im Einzelfall und unter auflagen genehmigt werden.

„Der Landeplatzhalter hat auf Verlangen der Genehmigungsbe-
hörde eine oder mehrere Personen als Flugleiter zu bestellen.“ 
(Siehe § 53 absatz 3 der Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
(LuftVZO))

Flugleitung → Flugleiter

Dienststelle auf einem Flughafen für den Flugsicherungsdienst
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Begriff Abkürzung Definition

Flugplatz In Deutschland werden Flugplätze gemäß §§ 38 ff. der Luft-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung in

• Flughäfen (Verkehrsflughäfen und Sonderflug häfen),

• Landeplätze (Verkehrslandeplätze und Sonder landeplätze) und

• Segelfluggelände unterteilt.

„[…] ein festgelegtes Gebiet (einschließlich der Gebäude, Ein-
richtungen und ausrüstung) auf dem Lande oder Wasser oder 
einer festen Struktur, einer festen Struktur auf hoher See oder 
einer treibenden Struktur, das entweder ganz oder teilweise 
für den anflug, den abflug und das Rollen von Luftfahrzeugen 
bestimmt ist.“ (Siehe artikel 2 Punkt 6 der Durchführungsver-
ordnung (Eu) nr. 923/2012)

Flugverkehrs-
kontrollfreigabe

→ Flugverkehrskontrollstelle

Durch die zuständige Flugverkehrskontrollstelle erteilte 
 Erlaubnis zum aufstieg eines Luftfahrzeugs in der Kontrollzone 
eines Flughafens.

„[…] die für ein Luftfahrzeug erteilte Genehmigung, unter den 
von einer Flugverkehrskontrollstelle angegebenen Bedingun-
gen zu verkehren.“ (Vgl. artikel 2 Punkt 28 der Durchführungs-
verordnung (Eu) nr. 923/2012)

Flugverkehrs-
kontrollstelle

„Ein allgemeiner Begriff, der wechselweise Bezirkskontrolle, an-
flugkontrolle oder Flugplatzkontrolle bedeutet.“ (Siehe artikel 2 
Punkt 31 der Durchführungsverordnung (Eu) nr. 923/2012)

Flugvorbereitung „Vor Beginn eines Flugs hat sich der verantwortliche Pilot [hier: 
Drohnensteuerer] eines Luftfahrzeugs mit allen verfügbaren 
Informationen, die für den beabsichtigten Flugbetrieb von 
Belang sind, vertraut zu machen. Die Flugvorbereitung für Flüge, 
die über die umgebung eines Flugplatzes hinausgehen, und für 
alle Flüge nach Instrumentenflugregeln, hat eine sorgfältige 
Zurkenntnisnahme der verfügbaren aktuellen Wetterberichte 
und -vorhersagen zu umfassen, wobei Kraftstoffanforderungen 
und ein alternativer Flugverlauf für den Fall, dass der Flug nicht 
wie geplant durchgeführt werden kann, zu berücksichtigen sind.“ 
(Vgl. Durchführungsverordnung (Eu) nr. 923/2012 SERa 2010 b) 

Fly-Away Fehlfunktion, bei der die Drohne unkontrollierbar wegfliegt

Führungskräfte nach DV 100: Helfer, die eine Führungsausbildung haben und 
dementsprechend eingesetzt werden. Die Führungskraft erteilt 
die Befehle nach einem vorgegebenen Schema in der Regel 
schriftlich oder mündlich; in ausnahmefällen auch auf andere 
Weise (Sicht- und übermittlungszeichen). Der Befehl muss den 
Willen der befehlsgebenden Führungskraft unmissverständlich 
und eindringlich zum ausdruck bringen.
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Begriff Abkürzung Definition

Gefährdungs-
beurteilung

Eine Beurteilung, bei der alle Gefährdungen ermittelt werden, 
die während der arbeit (hier mit Drohnen) entstehen können. 
(Vgl. § 5 des arbeitsschutzgesetzes (arbSchG))

Gefährdungs-
haftung

„Wird beim Betrieb eines Luftfahrzeugs durch unfall jemand 
getötet, sein Körper oder seine Gesundheit verletzt oder eine 
Sache beschädigt, so ist der Halter des Luftfahrzeugs verpflich-
tet, den Schaden zu ersetzen. […] Ist […] der Benutzer vom Hal-
ter für den Betrieb des Luftfahrzeugs angestellt oder ist ihm das 
Luftfahrzeug vom Halter überlassen worden, so ist der Halter 
zum Ersatz des Schadens verpflichtet; die Haftung des Benut-
zers nach den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften bleibt 
unberührt.“ (Vgl. § 33 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG))

Gefahrengebiet ED-D Ein Gefahrengebiet ist ein Luftraum von festgelegten aus-
maßen, in dem zu bestimmten Zeiten Vorgänge stattfinden 
können, die für Luftfahrzeuge gefährlich sind. Sie werden in 
ICaO-Karten als ED-D gekennzeichnet (E für nordeuropa, D für 
Deutschland, D für danger). Die Gefahrengebiete bekommen 
eine Ordnungszahl zugeteilt und werden per  nOTam oder aIP 
publiziert. (Vgl. artikel 2 Punkt 65 der Durchführungsverord-
nung (Eu) nr. 923/2012)

Großveranstaltung Veranstaltung, die nach den verschiedenen Landesgesetzen eine 
bestimmte anzahl an Besuchern überschreitet und damit in ab-
hängigkeit der Veranstaltung ein bestimmtes Gefahrenpotenzial 
darstellen kann. Die konkrete Definition ist je nach Landesge-
setz unterschiedlich.

Infrastruktur „allgemein bezeichnet der Begriff Infrastruktur die Gesamtheit 
der materiellen, personellen und institutionellen Grundeinrich-
tungen, die das Funktionieren einer arbeitsteiligen Wirtschaft 
garantieren.“ (Vgl. Vulnerabilität kritischer Infrastrukturen, 
Forschung im Bevölkerungsschutz Bd. 4, 2009)

„Klassische Infrastrukturbereiche sind Verkehrseinrichtungen, 
anlagen der Energieerzeugung und  -verteilung, Wasserver-
sorgung, Entsorgung, nachrichtenübermittlung und anlagen 
des  Bildungs-, Kultur-, Gesundheits- und Freizeitbereichs.“ 
(Vgl. akademie für Raumforschung und Landesplanung (2005, 
S. 469))

International 
Civil Aviation 
 Organization

ICaO Dt.: Internationale Zivilluftfahrtorganisation

Das Ziel der Organisation ist es, ein nachhaltiges Wachstum des 
globalen Zivilluftverkehrssystems zu fördern.

ICAO-Karten Luftfahrtkarten, die nach den Richtlinien der International Civil 
aviation Organisation (ICaO) gestaltet sind.
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Begriff Abkürzung Definition

Katastrophe „Ein Geschehen, bei dem Leben oder Gesundheit einer Vielzahl 
von menschen oder die natürlichen Lebensgrundlagen oder be-
deutende Sachwerte in so ungewöhnlichem ausmaß gefährdet 
oder geschädigt werden, dass die Gefahr nur abgewehrt oder 
die Störung nur unterbunden und beseitigt werden kann, wenn 
die im Katastrophenschutz mitwirkenden Behörden, Organi-
sationen und Einrichtungen unter einheitlicher Führung und 
Leitung durch die Katastrophenschutzbehörde zur Gefahrenab-
wehr tätig werden.“

anmerkung: Die Definition der Katastrophen kann entspre-
chend landesrechtlicher Regelungen abweichend gefasst sein; 
für das Rettungswesen (Vgl. DIn 13050:2015-04 (Begriffe im 
Rettungswesen).

(Siehe BBK-Glossar – ausgewählte zentrale Begriffe des Bevöl-
kerungsschutzes, Stand: Sept. 2018)

Kontrollzone D-CTR „Ein kontrollierter Luftraum, der sich von der Erdoberflä-
che nach oben bis zu einer festgelegten oberen Begrenzung 
erstreckt.“ (Siehe artikel 2 Punkt 61 der Durchführungsver-
ordnung (Eu) nr. 923/2012). Wird in Deutschland als D-CTR 
bezeichnet.

Krise „Vom normalzustand abweichende Situation mit dem Potenzial 
für oder mit bereits eingetretenen Schäden an Schutzgütern, die 
mit der normalen ablauf- und aufbauorganisation nicht mehr 
bewältigt werden kann, sodass eine Besondere aufbauorganisa-
tion (BaO) erforderlich ist.“

(Siehe BBK-Glossar – ausgewählte zentrale Begriffe des Bevöl-
kerungsschutzes, Stand: Sept. 2018)

Lageerkundung Der Führungsvorgang ist ein dynamischer Entscheidungs- und 
Handlungsprozess, der unter dem Zwang zu schnellem Han-
deln steht. Oft müssen sofort Entschlüsse gefasst und Befehle 
erteilt werden, ohne dass die Erkundung und Beurteilung der 
Lage umfassend abgeschlossen werden konnten. an diese Ent-
schlüsse und Befehle muss sich dann unmittelbar eine nähere 
Erkundung anschließen, die gegebenenfalls zu einer erneuten 
Planung und Befehlsgebung führt. Teil der Lagefeststellung. 
(Vgl. DV 100)
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Begriff Abkürzung Definition

Landesluftfahrt-
behörde

Die Bundesländer nehmen in Deutschland zahlreiche aufgaben in 
der Luftverkehrsverwaltung wahr. Dazu gehören unter anderem

• die Genehmigung von Flugplätzen,

• die Erteilung von Erlaubnissen zum Betrieb und die Zulassung 
von ausnahmen für unbemannte Fluggeräte,

• die Genehmigung von Luftfahrtveranstaltungen,

• die grundsätzliche Zuständigkeit für die Durchführung der 
örtlichen Luftaufsicht,

• die Durchführung der Zuverlässigkeitsüberprüfung und

• die Erlaubniserteilung für VFR-Luftfahrer.

Luftfahrtbehörden der Länder sind die Wirtschafts- und Ver-
kehrsministerien beziehungsweise Senatoren als oberste Luft-
fahrtbehörden sowie die Regierungspräsidien und Luftämter als 
mittelbehörden.

(Vgl.: https://www.lba.de/DE/Presse/Landesluftfahrtbehoer-
den/Landesluftfahrtbeh%C3%B6rden_node.html, abgerufen am 
13.02.2019 um 13.40 h)

Line of Sight LOS → Visual Line of Sight

Luftaufsichtsstelle „Die abwehr von betriebsbedingten Gefahren für die Sicher-
heit des Luftverkehrs sowie für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung durch die Luftfahrt (Luftaufsicht) ist aufgabe der 
Luftfahrtbehörden und der Flugsicherungsorganisation. Diese 
können in ausübung der Luftaufsicht Verfügungen erlassen. 
maßnahmen zur abwehr von Gefahren, erheblichen nachteilen 
oder erheblichen Belästigungen durch Fluglärm oder durch 
Luftverunreinigung durch Luftfahrzeuge in der umgebung von 
Flugplätzen dürfen nur im Benehmen mit den für den Immissi-
onsschutz zuständigen Landesbehörden getroffen werden. Die 
Luftfahrtbehörden können diese aufgaben auf andere Stellen 
übertragen oder sich anderer geeigneter Personen als Hilfsorga-
ne für bestimmte Fälle bei der Wahrnehmung der Luftaufsicht 
bedienen.“ (Siehe § 29 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG))

Luftfahrtbehörde Sammelbegriff für alle Landesluftfahrtbehörden und das Luft-
fahrt-Bundesamt (LBa).

Luftfahrt- 
Bundesamt

LBa „Das Luftfahrt-Bundesamt (LBa) sorgt als Bundesoberbehörde 
im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und 
digitale Infrastruktur (BmVI) für die Sicherheit eines Fluges 
[…]. Durch die Wahrnehmung von […] Zulassungs-, Genehmi-
gungs- und aufsichtsfunktionen gewährleistet das LBa [einen] 
hohen Sicherheitsstandard der Luftfahrt in Deutschland.“ (Vgl. 
https://www.lba.de/DE/Home/home_node.html, abgerufen am 
15.02.2019 um 9.56 h)

https://www.lba.de/DE/Presse/Landesluftfahrtbehoerden/Landesluftfahrtbeh%C3%B6rden_node.html
https://www.lba.de/DE/Presse/Landesluftfahrtbehoerden/Landesluftfahrtbeh%C3%B6rden_node.html
https://www.lba.de/DE/Home/home_node.html,
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Begriff Abkürzung Definition

Luftfahrthandbuch → aIP

„Eine von einem Staat oder in dessen auftrag herausgegebene 
Veröffentlichung, die für die Luftfahrt wesentliche angaben von 
längerer Gültigkeitsdauer enthält.“ (Siehe artikel 2 Punkt 13 der 
Durchführungsverordnung (Eu) nr. 923/2012)

Luftfahrzeug „Luftfahrzeuge sind Flugzeuge, Drehflügler, Luftschiffe, 
 Segelflugzeuge, motorsegler, Frei- und Fesselballone, Rettungs-
fallschirme, Flugmodelle, Luftsportgeräte und sonstige für die 
Benutzung des Luftraums bestimmte Geräte, sofern sie in  Höhen 
von mehr als dreißig metern über Grund oder Wasser betrieben 
werden können. Raumfahrzeuge, Raketen und ähnliche Flugkör-
per gelten als Luftfahrzeuge, solange sie sich im Luftraum befin-
den. Ebenfalls als Luftfahrzeuge gelten unbemannte Flug geräte 
einschließlich ihrer Kontrollstation, die nicht zu Zwecken des 
Sports oder der Freizeitgestaltung betrieben werden (unbemann-
te Luftfahrtsysteme).“ (Siehe § 1 abs. 2 Satz 1 und 2 des Luftver-
kehrsgesetzes ( LuftVG) i. d. F. vom 10.05.2007 m. spät. Änd.)

Lufträume Die → ICaO hat verschiedene Lufträume von a (alfa) bis G 
(Golf) festgelegt. In Deutschland gibt es jedoch nur die Lufträu-
me C, D, E und G. Luftraum D wird oft auch mit CTR (engl. 
controlled traffic region) erweitert, da dieser Luftraum als 
Kontrollzone gilt. Spezielle Lufträume sind aTZ (aerodrome 
Traffic Zone), RmZ (Radio mandatory Zone) und TmZ (Trans-
ponder mandatory Zone) sowie ED-P (Luftsperrgebiete), ED-R 
(Flugbeschränkungsgebiete) und ED-D (Gefahrengebiete). 
(Siehe Luftraumstruktur/Sichtflugregeln in der Bundesrepublik 
Deutschland, DFS,  https://www.dfs.de/dfs_homepage/de/Flug-
sicherung/Luftraum/luftraumstruktur_092016.pdf, abgerufen 
am 25.03.2019 um 15.58 h)

Luftsperrgebiete ED-P „Luftsperrgebiete sind Lufträume von festgelegten ausmaßen 
über den Landgebieten oder Hoheitsgewässern eines Staates, in 
welchem Flüge von Luftfahrzeugen verboten sind. Sie werden 
in ICaO- Karten als ED-P gekennzeichnet (E für nordeuropa, D 
für Deutschland, P für prohibited), bekommen eine Ordnungs-
zahl zugeteilt und werden per  nOTam oder aIP publiziert.“ 
(Siehe artikel 2 Punkt 103 der Durchführungsverordnung (Eu) 
nr. 923/2012)

https://www.dfs.de/dfs_homepage/de/Flug-sicherung/Luftraum/luftraumstruktur_092016.pdf
https://www.dfs.de/dfs_homepage/de/Flug-sicherung/Luftraum/luftraumstruktur_092016.pdf
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Begriff Abkürzung Definition

Menschen-
ansammlung

„Im Rahmen einer arbeitsgruppe haben sich Bund und Länder 
[…] darauf verständigt, dass unter dem Begriff der ‚menschen-
ansammlung‘ eine räumlich vereinigte Vielzahl von menschen 
zu verstehen ist, d. h. eine so große Personenmehrheit, dass 
ihre Zahl nicht sofort überschaubar ist und es auf das Hinzu-
kommen oder Weggehen eines Einzelnen nicht mehr ankommt. 
Bei einer anzahl von mehr als zwölf Personen ist regelmäßig 
von einer solchen menschenansammlung auszugehen.“ (Siehe 
 BR-DS 39/17, Besonderer Teil, zu § 21b absatz 1 nummer 2, 
S. 23)

Mindest- Sicht-
wetter bedingungen

Wetterverhältnisse, ausgedrückt in Werten für Sicht, abstand 
von den Wolken und Hauptwolkenuntergrenze, die den fest-
gelegten mindestwerten entsprechen oder darüber liegen. 
(Siehe artikel 2 Punkt 142 der Durchführungsverordnung (Eu) 
nr. 923/2012 und SERa.5001)

Nachrichten für 
Luftfahrer

nfL Die nfL (nachrichten für Luftfahrer) enthalten im Teil I anord-
nungen, wichtige Informationen und Hinweise für die Luftfahrt, 
welche die Durchführung des Flugbetriebes betreffen. In Teil II 
sind Informationen enthalten, die Luftfahrtgerät und Luftfahrt-
personal betreffen. 

Nacht „[nacht sind] die Stunden zwischen dem Ende der bürgerlichen 
abenddämmerung und dem Beginn der bürgerlichen morgen-
dämmerung. Die bürgerliche Dämmerung endet am abend und 
beginnt am morgen, wenn sich die mitte der Sonnenscheibe 
6° unter dem Horizont befindet.“ (Vgl. artikel 2 Punkt 97 der 
Durchführungsverordnung (Eu) nr. 923/2012)

Naturschutzgebiete „naturschutzgebiete sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebie-
te, in denen ein besonderer Schutz von natur und Landschaft 
in  ihrer Ganzheit oder in einzelnen Teilen erforderlich ist […]“ 
(Vgl. § 23 absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes ( BnatSchG)). 
In § 21b absatz 1 nummer 6 der Luftverkehrs-Ordnung 
( Luft-VO) sind die Gebiete aufgeführt, in denen dem natur-
schutz besonders Rechnung getragen wird.

Notfall „Situation mit dem Potenzial für oder mit bereits eingetretenen 
Schäden an Schutzgütern, die neben Selbsthilfemaßnahmen 
des Einzelnen staatlich organisierte Hilfeleistung erforderlich 
macht.“

(Siehe BBK-Glossar – ausgewählte zentrale Begriffe des Bevöl-
kerungsschutzes, Stand: Sept. 2018)

Notice(s) to Airmen nOTam Informationen über Änderungen des aIP (Luftfahrthandbuch). 
Diese können sowohl temporär als auch dauerhaft sein und 
werden dann in das aIP übernommen.
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Begriff Abkürzung Definition

Nutzlast nutzlast ist das maximal zulässige Gewicht der (Zu-)Ladung.

Polizeileitstellen Zum Einsatzort rückwärtige Führungseinrichtung der Polizei

präventiv Vorbeugend, verhütend; eine unerwünschte Entwicklung 
 verhindernd 

Rettungsleitstellen Zum Einsatzort rückwärtige Führungseinrichtung des Rettungs-
dienstes. Diese kann auch mit der Feuerwehrleitstelle und/oder 
einer Polizeileitstelle zu einer „Integrierten Leitstelle“ zusam-
mengelegt werden.

Sensorik messtechnik, die messgrößen in elektrische Signale umwandelt, 
bspw. chemische Gefahrstoffe oder Wärmebilder

Specific Operations 
Risk  Assessment – 
Germany

SORa-GER Verfahren zur Risikobewertung als Entscheidungsgrundlage für 
den Betrieb von unbemannten Fluggeräten  
(Siehe nFL 1-1163-17, anlage C)

Standardised 
European Rules of 
the Air

SERa Dt.: Standardisierte europäische Regeln für den Luftraum 
(Durchführungsverordnung (Eu) nr. 923/2012)

Startmasse Gesamtmasse des Fluggerätes beim Start (inkl. allem mit 
 diesem abhebenden Zubehör)

Unglücksfall „unter einem besonders schweren unglücksfall im Sinne des 
artikel 35 absatz 2 Satz 2 GG [- und damit auch im Sinne der 
§§ 13 bis 15 LuftSiG -] wird im allgemeinen ein Schadenser-
eignis von großem ausmaß verstanden, das – wie ein schweres 
Flugzeug- oder Eisenbahnunglück, ein Stromausfall mit auswir-
kungen auf lebenswichtige Bereiche der  Daseinsvorsorge oder 
der unfall in einem Kernkraftwerk – wegen seiner Bedeutung in 
besonderer Weise die Öffentlichkeit berührt und auf menschli-
ches Fehlverhalten oder technische unzulänglichkeiten zurück-
geht (in diesem Sinne schon abschnitt a nr. 3 der Richtlinie 
des Bundesministers der Verteidigung über Hilfeleistungen der 
Bundeswehr bei naturkatastrophen oder besonders schweren 
unglücksfällen und im Rahmen der dringenden nothilfe vom 8. 
november 1988, VmBl S. 279).“

(Vgl. https://www.bundesverfassungsgericht.de/ 
entscheidungen/rs20060215_1bvr035705.html, abgerufen am 
25.03.2019 um 17.48 h)

Visual Line of Sight/
Line of Sight

VLOS/LOS Direkte Sichtverbindung zwischen Steuerer und Fluggerät

Wetterkunde Wissen über die mechanik des Wetters und Erkennen möglicher 
Änderungen des lokalen Wetters

https://www.bundesverfassungsgericht.de/-entscheidungen/rs20060215_1bvr035705.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/-entscheidungen/rs20060215_1bvr035705.html
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